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von der Cöte d’Or, der am ; 1925 üflter der: Nummer 435 

seinen Bericht im Büro der hohen Versammlung niederlegte. 

' Die Diskussion über diesen Bericht hat jetzt im Jahre. 1927 
noch nicht begonnen. 

U nter dem Titel „ U n f a 11 k r a n k h e i t e n “ präzisiert Dr. 
Chauveau die Wirksamkeit des vorgesehenen Gesetzes. Er sagt 
darüber folgendes: 

§ 1. Die Krankenversicherung bezieht sich auf die allge- 
meinen und besonderen medizinischen und pharmazeutischen 
Kosten, die Ausgaben für Apparate, für Krankenhausbehandlung 
und Behandlung in einer Heilanstalt, sowie für chirurgische 
Eingriffe für den Versicherten, seine Ehefrau und ihre noch nicht 
erwerbsfähigen Kinder unter 16 Jahren nach folgenden Modali- 
täten: 

§ 2. Der Versicherte wählt selbst seinen Arzt aus einer Liste, 
die nach gemeinsamer Übereinkunft zwischen den Kassen und den 
Berufsverbänden, die den nationalen Verbänden angeschlossen 
sind, aufgestellt wird. Diese Liste wird jene Ärzte enthalten, 
die sich den festgesetzten Bedingungen fügen und nicht wegen 
ernster und rechtmäßiger Gründe ausgeschlossen wurden. An- 
träge wegen solcher Ausschlüsse können vor die aus drei Gruppen 
bestehende Kommission gebracht werden, die im Artikel 7 vor- 
gesehen ist. (Diese Kommission besteht zu einem Drittel aus 
Kassenvertretern, einem Drittel Berufs Vertretern (Ärzten) und zu 
einem Drittel aus Vertretern des Sozialversicherungsamtes.) 

§ 3. Die Konsultation findet in der Wohnung des Arztes statt, 
es sei denn, daß der Versicherte unfähig ist, seine eigene Woh- 
nung zu verlassen. Für Besuche im Hause ist die Wahl 
des Versicherten jedoch auf solche Ärzte oder Hebammen be- 
schränkt, die in der Gemeinde wohnen, in der er selber residiert. 
Sollte die Liste keine Ärzte in seiner Gemeinde enthalten, so 
hat er unter den Ärzten der ihm nächstgelegenen Gemeinde zu 
wählen. 

Wünscht der Versicherte den Arzt zu wechseln, so sind die 
eventuell daraus entstehenden Mehrkosten von ihm zu tragen. 

§ 4. Die Leistungen, mögen sie im Hause, im Hospital 
oder in einem technischen Institut gegeben werden; sind nach 
Abkommen geregelt und werden nach Lokaltarifen bezahlt, die 
sich aus Koliektiwerträgen zwischen den Kassen und den Be- 
rufsverbänden ergeben. 

§ 5. Die Beträge werden von den Kassen ausgelegt oder 
erstattet nach Wahl der Interessiertem Die Beteiligung des Ver- 
sicherten an den medizinischen Kosten wird von der Kasse fest- 
gesetzt und schwankt zwischen 10 und 15 o/o. Die Teilnahme an 
pharmazeutischen und anderen Unkosten ist einheitlich auf 10 % 
festgesetzt. • . 

Eine erste Feststellung geht sehr klar aus diesem Text her- 
vor, nämlich, daß für die medizinischen und pharmazeutischen 
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Honorare die Entschädigung durch Pauschale, die in allen ihren 
Formen von der Ärzteschaft abgelehnt wird, auch absolut von 
der Senatskommission aufgegeben worden ist. 

In. seinem Bericht, den im Namen der Unterkommission 
für Sozialversicherung der^Confederation du Trävail (C.G.T.) 
unser Freund Rey regiert hat, tritt er energisch für die Not- 
wendigkeit solcher Gesamtabfindung ein. Er sieht darin die 
wesentliche Garantie für das Funktionieren der Kassen, deren 
Existenz nicht an ungewisse Berechnungen geknüpft werden 
könne. Er tritt ein für die freie Arztwahl durch die Kranken. 
Aber er verlangt, daß eine gewisse Summe pro Kopf jedes Ver- 
sicherten öder seiner Angehörigen jährlich, vierteljährlich oder 
monatlich der Ärzteorganisation übergeben würde zur Deckung 
der medizinischen Unkosten. Diese Summe ist zur Verteilung 
zu bringen entsprechend der Zahl ' der Konsultationen. Nach der 
Meinung Reys würde so die Entschädigung des Arztes im Ein- 
klang stehen mit der von ihm geleisteten Arbeit, und die Härten 
der Pauschalentschädigung wären gleichzeitig korrigiert. Rey 
bemüht sich auch zu zeigen, daß bei seinem System jeder Arzt 
eine : angemessene Entschädigung bekäme. Dabei , stützt er sich 
auf das Expose von Herrn Cahen-Sälvador vor ! der Kammer- 
kommiSsion für soziale Fürsorge kurz, vor der Abstimmung über 
die Vorlage Gruida. Er zitiert; ... „Es bliebe also enie Surnme 
von 306126 000 Franken zur Entschädigung der Ärzteschaft, 
24 Franken pro Teilnehmer (Versicherte und Familienmitglieder). 
Nun zählt die französische Ärzteschaft gegenwärtig 18 000 bis 
20000 Ärzte und Chirurgen. Wenn wir davon etwa 15: 000 zur 
Arbeit der Versicherung heranziehen, so würde das eine Durch- 
schnittsentschädigung für jeden von mehr als 20 000 Franken 
ergeben. -• - 

7 Außerhalb dieser Einschätzung verbleiben noch zwei Drittel 
der französischen Bevölkerung, unter denen sich übrigens die 
gutsituierte und reiche Klientel befindet, denn diese Versiche- 
rung wird doch nur 13 Millionen von den 39 Millionen französi- 
scher Bevölkerung erfasseil.“ (Das wurde im -Jahre 1923 ge- 
schrieben.) Und Rey schließt daraus, daß unter solchen Bedin- 
gungen die französischen Ärzte schlecht beraten wären, wenn 
sie die Pauschale abletinten, die ihnen ein Durchschnittsein- 
kommen von 20 000 Franken jährlich zusichert und außerdem 
ihnen zwei Drittel der Bevölkerung überläßt, unter denen sich 
noch die gutsituierten oder reichen Klienten befinden. 

Auf ihren Generalversammlungen 1924 und 1925 haben die 
ärztlichen Syndikate Frankreichs, in „L’Union“ zusammen- 
gefaßt sind, die - Pauschaleentschäd;gung abgelehnt. Die Senats- 
kommission ist ihnen gefolgt. Welche Haltung zu der Sozial- 
versicherung nehmen die französischen ärztlichen Gewerkschaften 
ein, die von '20 000 Ärzten mehr qls 15 000 organisiert haben? 
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Ich will nicht die Schwierigkeiten hier noch einmal auf- 
zählen, die Anfang des Jahres 1926 im Schoße der „Union des 
Syndikats Mddicaux de France“ existiert haben. Ich will mich 
damit begnügen festzustellen, daß wegen der "Frage der Sozial- 
versicherung eine Spaltung in dieser Union entstanden ist und 
daß zur gegenwärtigen Stunde zwei verschiedene Organisationen 
— ich vermeide das Wort feindliche, um nichts zu dramati- 
sieren — , sich in die Anhängerschaft der gewerkschaftlich organi- 
sierten französischen Ärzte teilen.' Auf der einen Seite steht die 
„Union des Syndicats Medicaux[[, die alte Organisation mit einer 
Mitgliederschaft von 10500 bis 11000 und ihr gegenüber die 
„Dissidenten“, weiche die Federation Nationale des 
Syndicats Medicaux de France gegründet haben, der 
gegenwärtig 3000 bis 3500 Mitglieder angehören. Was will die 
Union des^ Syndicats? Was will die Federation Nationale? Am 
besten stellt' man das fest, indem man die von ihnen auf ihren 
Jahresversammlungen gefaßten Beschlüsse zitiert. 

Federation Nationale. Auf ihrer Generalversamm- 


lung vom 28. November 1926 bestätigt die F. N. ihre Resolution 
vom 14. März 1926, die folgenden Wortlaut hat: „Die F. N. 
erklärt, daß sie nicht in der Lage ist, bei der Sozialversicherung 
mitzuwirken, wenn nicht die folgenden Bedingungen absolut 
respektiert würden, die sie für unerläßlich zur normalen Aus- 
übung des medizinischen Berufes hält: 

1; Achtung des Berufsgeheimnisses. 

2. Freie Arztwahl durch den Kranken. 

3. Direktes Übereinkommen zwischen dem Arzt und “dem 
Kranken gemäß den in der Praxis üblichen Bedingungen. 

Die Federation Nationale erklärt, daß sie jeden Kollektivver- 
trag über die Tarife ablehnt. Im Gegensatz dazu werden die 
medizinischen: Gewerkschaften mit den Kassen Lokalabkommen 
treffen, in denen die hier v erwähnten Prinzipien respektiert wer- 
den. Diese Übereinkommen werden weder einen Tarif enthalten 
noch den Prozentsatz angeben, den die Kassen an den Ärzte- 
honoraren zu tragen haben. Sie werden über die Ärzte keine 
.andere Kontrolle einsetzen, als die, die ihnen ihre Syndikate auf- 
erlegen. Die Bescheinigungen, die der Arzt dem Kranken gibt, 
.werden sich darauf beschränken, anzuzeigen: 1. die Tatsache 
der Krankheit, 2. eine Angabe über die Zahl der Visiten oder 
Konsultationen.“ 

Am 28. und 29. November 1926 fügt die F. N. auf ihrer 
Generalversammlung folgende §§ diesen Beschlüssen an: 

S o z i a 1 v e r s i c h e r u n g. Ablehnung jedes Tarifes, sogar 
des nicht begrenzenden Tarifes, Forderung der Aufnahme des 
direkten Abkommens (Entente directe) als Regel In das Gesetz, 
weil sie eine wesentliche Voraussetzung für die normale Heil- 
kunde ist. Die Versammlung erklärt, daß sie sich nicht ein- 
setzen könne für die Wiedererlangung vertragsmäßiger, nicht 
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begrenzender Tarife. Sie ist entschlossen, bei der Durchführung 
des Gesetzes nicht mitzuarbeiten, wenn nicht die „Entente 
directe“ ausdrücklich darin aufgenommen wird, nicht als Aus- 
nahme bei möglichen Härten, sondern als fundamentales Prinzip/ 4 

Teilnahme an der Verwalt ung der Kassen. In 
Anbetracht der Tatsache, daß die Teilnahme an der Verwaltung 
der Kassen für die Ärzteschaft' ohne finanzielle Vorteile nur Ver- 
antwortungen mit sich bringt, die unserem Berufe fremd sind, 
-beschließt die Versammlung, diese Teilnahme abzulehnen. Aber 
sie verlangt, daß die Kassen verpflichtet sein sollen, nichts auf 
medizinischem Gebiete zu unternehmen, ohne vorher ein tech- 
nisches konsultatives Komitee zur Beratung herangezogen zu 
haben, in dem die Gewerkschaften der Ärzte eine starke Ver- 
tretung haben müssen. Endlich um die Stellungnahme der Fö- 
deration Nationale noch deutlicher hervortreten zu lassen, gibt 
sie -mit folgenden Worten eine Definition ihres Begriffes „En- 
tente directe“: 

Definition der „Entente di recte“. Die Versicherten 
haben die freie Arztwahl unter den Garantien der Gesetze von 
1898 über „Unfälle bei der Arbeit“ und von 1919 über „Be- 
rufskrankheiten“. Sie lassen sich unter den gewöhnlichen Be- 
dingungen der -medizinisch-chinir gischen Praxis behandeln und 
müssein dem Arzt die Honorare direkt zahlen. 

„Die Kassen werden mit den ärztlichen Syndikaten^ regel- 
mäßig Übereinkommen treffen, durch die der Modus der Abgabe 
von Krankheitsbescheinigungen und Kostenberechnungen an die 
Versicherten geregelt wird, nach denen die Rückzahlung dieser 
Kosten an die Versicherten durch die Kasse erfolgen kann/ 4 » 

„Das Berufsgeheimnis nach der Definition des Artikel 378 
des Strafgesetzbuches -muß streng gewahrt werden, die Kassen 
haben von den behandelnden Ärzten keine trkundigungen ein- 
zuziehen, die Ärzte werden vielmehr den Versicherten selbst in 
ihre eigenen Hände die. Berechnungen übergeben, die in den vor- 
erwähnten Vereinbarungen vorgesehen sind/ 4 

Die Union der Syndicats Medicaux, welche sogar 
noch nach deF Spaltung die Mehrheit der französischen gewerk- 
schaftlich organisierten Ärzte repräsentiert, hat sich auf ihrer 
Generalversammlung vom 3. und 4. Juli 1926 rückhaltslos zu 
folgenden drei Prinzipien bekannt: 

1. Freie Arztwahl durch den Kranken. 

2. Zahlung de 3 Arztes für Jede ärztliche. Verrichtung. 

3. Achtung des Berufsgeheimnisses. 

Schon im Jahre 1925 hatte sie ausführlicher als 1924 den 
Gedanken der französischen Ärzteschaft ausgedrückt, indem sie 
verlangte, „daß alles, was Bezug hat auf die Honorare, den 
medizinisch-chirurgischen Dienst, • auf mögliche Konflikte, durch 
Kontrakte zwischen den Versicherungskassen und den Berufs- 
Syndikaten geregelt werde, die der Union angeschlossen sind“. 


6 Die Sozialversicherung und die französische Ärzteschaft 

wobei zu verstehen war, „daß ein Kollektivvertrag mit ,Entente 
directe f der vorzuziehende Modus sei“. Zur Frage der Verwal- 
tung der Kassen beschloß dieselbe Versammlung einstimmig 
bei vier Stimmenthaltungen: „Die Generalversammlung der 
Union der Syndicats Medicaux hält es für richtig, daß Delegierte 
der französischen Ärzteschaft in alle Verwaltungsorgane eiri- 
dringen sollen, die das Gesetz über die Sozialversicherung 
vorsieht. Alles, was sich auf die Modalitäten der Kontrolle be- 
zieht, muß ausschließlich durch Kontrakte zwischen den Syndi- 
katen und den Kassen geregelt werden.“ 

Endlich hat die Generalversammlung vom '2. März und 
4. Dezember 1926 einstimmig ohne Stimmenthaltungen folgende 
Resolutionen gefaßt: 

„Die Versammlung bestätigt von neuem einerseits das all- 
gemeine Prinzip der Freiheit und des gleichen Rechts aller der 
.Union angeschlössenen ärztlichen Syndikate, andererseits "ihre 
Koiiektivität, ohne Einschränkungen Verträge abzuschließen, in 
den Formen, die durch das Gesetz vom 25. März 1919 geregelt 
sind 

und in Anbetracht der Tatsache, daß die verschiedenen Ver- 
tragsmodalitäten, die die der Union angehörigen Syndikate Vor- 
schlägen, z. B. 

vertragsmäßiger, begrenzter Tarif 
vertragsmäßiger, nicht begrenzter Tarif, 
direktes Einverständnis über die Honorare, 
em gemeinsames Band darstellen, welches die Vertragsfreiheit 
der Parteien ist, so bestätigen wir, daß die Ärzteschaft ihre Mit- 
arbeit beim Gesetz verweigern wird, wenn die Vertragsfreiheit 
das natürliche Recht der anwesenden Parteien, vergewaltigt wer- 
den sollte.“ 

Außerdem beschließt die Versammlung noch folgendes: 
„Treu ihren Traditionen, welche die Interessen der Kranken eng 
mit den Interessen der Ärzte, verknüpfen und auf die Ausübung 
einer gesunden medizinischen Praxis, auf eine gesunde Ärzteschaft 
abzieien, erklärt die Versammlung, daß sie unabweichbar folgende 
beiden Prinzipien vertritt: 

1. Das Prinzip der Teilnahme der Ärztegewerkschafteii an" 
der technischen Organisation . jeder öffentlichen medi- 
zinischen Institution. Wir halten das für eine für das 
Wohl der Kranken notwendige Garantie. 

2. Das Prinzip der Freiheit gewerkschaftlicher Kontrakte, die 
eme unerläßliche Garantie für die Freiheit und Würde 

* unseres Berufes ist. . 

Infolgedessen kann die Union der „Syndicats Medicaux de 
France nur Einern solchen Gesetz über die Sozialversicherung 
ihre Hilfe geben, das diese Prinzipien respektiert. Das bedeutet: 

1. Das Gesetz muß die Möglichkeit der Teilnahme- der medi- 
zinischen Gewerkschaften an der Organisation des medizinisch- 
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chirurgischen Dienstes zulasse«, (Familienmilieu, Hospitäler, 
Kliniken usw.) da zulassen, wo diese Teilnahme gewünscht wird. 

' 2. Das Gesetz muß auf dem Gebiete der Kontrakte zwischen 
Gewerkschaften und Kassen das freie Spiel der verschiedenen 
Arten der Honorarregdung zulassen, für die sich die Syndikate 
erklärt haben: 

Begrenzender Tarifvertrag, 
ni<±t begrenzender Tarifvertrag, 

oder Entente directe. (Zu diesem Punkt nimmt die 
Versammlung die Definition an, die Dr. Cibrie gibt): 
„Die Entente directe wird folgendermaßen definiert. Die sonst 
den Klienten gegenüber gebrauchten Bedingungen, d. h. keine 
festen Tarife, keine tiers-payant-Abzahlung und wohlverstan- 
den keine Gewährung von Rabatt. Die niedrigste Honorartaxe 
darf niemals unter den Minimaltarif des Syndikates sinken. Die 
gewerkschaftliche Disziplin sollte jeden Pauschälvertrag aus- 
sdhließen.“ 

In meinem nächsten Artikel werde ich diese verschiedenen 
Standpunkte cler französischen Ärzteschaft analysieren, und ich ' 
weide einen Gesichtspunkt entwickeln, der mir praktisch und 
möglich erscheint und der die Vorrechte eines so bewunderungs- 
jwürdigen Berufes bewahrt. Denn darüber gibt sich niemand im 
Parlament einer Täuschung hin. Ich spreche von den Verteidi- 
gern des Gesetzes. Es darf nicht sein, daß akademische Diskus- 
sionen mit feinen Unterschieden das Gesetz über die Sozialver- 
sicherung, aufhalten, das die Arbeiterwelt in Frankreich erwartet 
und däs das französische Parlament bei Strafe der moralischen 
Diskreditierung und Verachtung ihm geben muß. Ich begreife , 
die Skrupel meiner medizinischen Kollegen, ihre Befürchtungen 
imd: ihre Vorbehalte: aber ich weiß auch, daß das Allgemein- 
interesse und das Streben nach tätiger Solidarität gleichermaßen 
ihren unschätzbaren Preis haben und oberstes Gesetz sind. 

(Ins Deutsche übertragen von Kate Gühsfeld t.)' 


Die Not der jungen Ärzte 

von L. Klauber. 

.(Nach einem Vortrag im Verein Sozialistischer Ärzte>. 

Die Not der jungen Ärzte hat ihre Parallele in der Notlage 
zahlreicher ähnlicher Berufsgruppen, wie der Künstler, Schrift^ 
steiler und auch der sogenannten Junglehrer. Die wirtschaft- 
lich schlechte Lage dieser Berufe geht Hand in Hand mit der 
sozialen Verelendung der gesamten werktätigen Bevölkerung, 
die ihren Ausdruck in der chronischen Massen-Arbeitslosigkeit 
und Kurzarbeit findet. Wie hier die zwangsmäßig Unbeschäf- 
tigten gegen die noch in Brot stehenden als Lohndrücker aus- 
gespielt werden, um in den Reihen der Arbeiterschaft Ver- 
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wirrung und Zwiespalt zu schaffen, so treibt auch die Faust des 
kapitalistischen Systems innerhalb der Ärzteschaft die einzelnen 
Kategorien gegeneinander, um die teilweise Stabilisierung des 
Kapitalismus noch möglichst lange aufrecht zu erhalten. 

Unter dem Schlagwort der Rationalisierung gehen die In- 
dustriegewaltigen rücksichtslos gegen die von ihnen als „über- 
flüssige Elemente" Bezeichneten vor, während doch heute zur 
Befriedigung der dringendsten Verbrauchsbedürfnisse eher zu 
wenig als zuviel Kräfte vorhanden sind. Die 40000 Ärzte sind 
für die Bevölkerung Deutschlands im Hinblick auf die trostlose 
Gesundheitslage noch viel zu wenig, wie wir noch gleich beweisen 
werden. 

Die Not der jungen Ärzte ist ein eminent volkswirtschaft- 
liches, nicht etwa nur ein rein organisatorisches Problem, und es 
handelt sich bei dein heutigen Abbau der Arbeiter, Beamten 
und Intellektuellen nicht nur, wie es heute scheinen könnte, um 
eine spezielle Not der Jungen, sondern auch um eine katastror 
phale Lage für die Alten, d. h. aller aus der Produktion Ausge- 
schalteten. Wir haben gewiß ein starkes Mitgefühl mit unseren 
alten Kollegen, wenn auch dieses mehr phijantropischen Er- 
wägungen entspringt; doch verbindet uns mit den jungen ein 
besonderes Interesse, da wir an ihrer Ausschaltung aus dem wirt- 
schaftlichen Leben die Widersinnigkeit des heutigen Systems so 
recht demonstrieren können und vor allem, da wir in den jungen 
Kollegen die künftigen Kampfgenossen erblicken dürfen, die mit 
uns zusammen den einzigen wirklich gesunden Weg des Heil- 
wesens, nämlich den Sozialisierungsweg, beschreiten werden. 
Umfaßt doch unser Verein meist junge Ärzte, d. h. auch solche, 
die trotz vorgeschrittener Lebensjahre gefühlsgemäß jung ge- 
blieben sind. Jedenfalls sind die Arrivierten und Saturierten in 
unseren Reihen nicht zu finden. 

Die neugegründste Notgemeinschaft der nicht zu den Kassen 
zugelassenen Ärzte hat mit uns schon zweimal in einer Linie ge- 
fochten. Zuerst, als es galt, das Verhältnis-Wahlsystem im Groß- 
Berliner Ärztebund durchzusetzen, was uns bisher leider nicht 
gelang, und zweitens bei den eben erfolgten Wahlen zu dieser 
Organisation, in denen die Mitglieder unserer beiden Verbände 
meist gemeinsam ihre Kandidaten gegen die überalterten No- 
tabel« des Ärztebundes durchbrachten. 

Nun wird von der Seite der „Notgemeinschaft", wie 'ich diese 
einmal kurz bezeichnen will, in einem vom gesamten Vorstand 
gezeichneten Artikel im Groß-Berliner Ärzteblatt auch gegen die 
„Planwirtschaft" gekämpft. :Auch von Interessenten des kapi- 
talistischen Chaos wird jede Planwirtschaft als „kalte Soziali- 
sierung" perhorresziert. Dabei muß die Frage auftauchen, ob 
Planwirtschaft und Sozialisierung dasselbe ist, oder wie es in ärzt- 
lichen Kreisen angenommen wird, daß Festanstellung von Ärzten 
schon die Sozialisierung des gesamten Heilwesens darstelle. Diese 
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Begriffe sind durchaus nicht identisch. Kann man infolge Fest- 
anstellung der Lehrer etwa von einer Sozialisierung des Schul- 
wesens reden? Ist nebenbei das Schulwesen durch die „Ver- 
beamtung“ der Lehrer schlechter geworden? Bedeutet nicht die 
Erziehung eines jungen Menschen ebenso individuelles Eingehen 
auf seine somatischen und psychischen Eigenschaften, wie die 
Krankheitserkennung und Behandlung? Dieses „individuelle Mo- 
ment“, das von bürgerlicher Seite als Hindernis gegen die An? 
Stellung der Ärzte angeführt wird, würde im heutigen akuten Star 
dium des Klassenkampfes nach meiner Überzeugung auch die 
Verstaatlichung der Lehrer hintertreiben, wenn es sich um eine 
solche Gesetzvorlage handelte, da man heute auf Bildung und 
Aufklärung der breiten Masse gewiß weniger Wert legt, als zur 
Zeit der Encyklüpädisien. Am klarsten ausgesprochen hat dies 
wohl Bobjedonoszew, der als Vertrauter des letzten Zaren 
ihm die Drohbriefe des geknechteten Volkes vorlegen mußte und 
dabei die klassische Bemerkung machte: „Das kommt davon, 
Majestät, wenn man die Kanaille schreiben lehrt l“ 

Ebenso hat die heutige Gesellschaftsordnung wenig Interesse 
an der absoluten Gesundhaltung der werktätigen Bevölkerung. 
Wenn der heutige Staat eine Planwirtschaft durchführt, wird ihr 
Kernstück in dem Abbau sozial-hygienischer Einrichtungen be- 
stehen. Wir als Sozialisten unterstützen nur die Teile einer 
Planwirtschaft, die sich im Interesse der Bevölkerung auswirken 


können. Hierzu gehört die Unterbringung zahlreicher, jetzt kaum 
beschäftigter Ärzte. Auch die Kollegen von der Notgemeinschaft, 
die theoretisch gegen eine „Planwirtschaft“ sind, erstreben prak- 
tisch eine solche, da sie ja in ihren Artikeln direkte Pläne für 
die Unterbringung von Ärzten, allerdings nür in der Kassen- 
versorgung* ausgearbeitet haben. Auch sie wehren sich gegen 
eine hemmungslose Privatinitiative, indem sie die als Vertrauens- 
ärzte oder in sonstigen festen Stellen Beschäftigten von der freien 
Kassenprasds fernhalten wollen. Defi Vorschlägen können wir 
im allgemeinen zustimmen, wenn wir auch m'chf die Ausschaltung 
von Professoren und Krankenhaus direktoren aus der Kassenpraxis 
wünschen, da wir vielmehr auch deren hohe Qualifikation der 
minderbemittelten Bevölkerung zugänglich machen wollen. 

Wir sehen, daß unter der heutigen Vertrustung die Hand- 
arbeiter entsetzlich leiden, ebenso wie die kleinen Handwerker 
und in -gleicher Weise die. geistigen Berufe* die -Geistwerker. 
Wenn man nun von einer Schuldfrage spricht, so muß den 
Trustmagnaten die Schuld zuerkannt werden, und nicht etwa der 
Sozialversicherung und den Krankenkassen, wie es die Ärzte- 
vorstände heute propagieren. Freilich bei der Einengung der 
Lebensmöglichkeiten für Hand- und Geistwerker auch die hohe 
Bürokratie der Krankenkassen insofern beteiligt, als sie die V er- 
t r u s t u n g an Stelle einer Vereinheitlichung setzen und 
die „Wirtschaftlichkeit“ vor dem eigentlichen Zwecke der 
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ärzte, Säuglings- und Sexualberatungsärzte müßte so weit ver- 
mehrt werden, wie es den Bedürfnissen einer fortgeschrittenen 
Bevölkerung entspricht. Auf diese Weise könnten tausende von 
Ärzten ein gesichertes Auskommen finden. Erst vor einigen 
Tagen ist es der kommunistischen Partei im Preußischen Land- 
tage gelungen, einen Antrag durchzubringen, der auf je 500 Straf- 
gefangene einen hauptamtlichen Arzt fordert. Daß wir in Deutsch- 
land zurzeit im ganzen 9 Gewerbeärzte haber während in einem 
hochindustrialisierten Lande Hunderte von Fabriks- und Gewerbe- 
ärzten beschäftigt werden müßten, ist schon öfter von mir, zuletzt 
auf dem „Kongreß der Werktätigen“ dargelegt worden. Die Noi- 
gemeinschaft muß also von allen ParlamentsfraktionelL eile Neu- 
schaffung zahlreicher Arztstellen verlangen. 

Der Kampf muß aber auch gegen die • „Standesorgani- 
sationen“ geführt werden, die den Ärzten ihre Arbeitsmöglichkeit 
infolge mittelalterlicher Zunftaurfassungen einengen. Die Formen 
der Assistenz und Assoziation müssen modernisiert werden. Die 
Arbeitsgemeinschaft verschiedener Spezialisten sollte nach ameri- 
kanischem und russischem Vorbild gefördert, nicht gehemmt 
werden. Die aktive Resistenz gegen die Festanstellung von 
Ärzten, die hauptsächlich von — Festangestellten der Ärzteorgani- 
sationen geübt wird, muß von den Ärzten selbst gebrochen wer- 
den. Die Vorsteher der Ärzteorganisationen halten immer noch 
die Fiktion des freien Arztberufes aufrecht, während doch die Ver- 
öffentlichungen des Statistischen Reichsamtes (s. Ärztliche Mit- 
teilungen 1926, S. 801 u. a. O.) beweisen, daß in einzelnen Lan- 
desteilen 20 bis 35 o/o der Ärzte _nicht mehr selbständig, sondern 
angestellt oder „abhängig“ sind. Die Massen der Ärzte beweisen 
übrigens durch ihren Run auf ausgeschriebene Stellen, daß sie 
selbst den offiziellen Standpunkt der Verewigung des freien Be- 
rufes nicht mehr teilen. .. 

Wem dient also dieser Don Quichote-Kampf gegen die klar- 
liegenden Entwicklungstendenzen? Nur der dünnen Ober- 
schicht in unserem Berufe, die wir ja selbst nicht mehr als 
„Kollegen“ anzusprechen wagen. Dem engsten Kreise der 
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Schwerverdiener, die 50. bis 100 Mk. pro Konsultation erhalten, 
denen allerdings eine feste Anstellung, und sei es in den Sonder- 
klassen nicht genügen kann. Von diesen „beati possidentes", wie 
sie sogar in der Ärztepresse manchmal genannt werden, läßt sich 
cfie „rnisera plebs" vor den Karren spannep und kämpfh noch 
kurz vor dem' Verzweiflungstode für den freien Beruf, der ihnen 
nicht einmal ein sorgen f r e i e s Leben sichern konnte. Wie ist es 
jetzi tatsächlich mit unserer Berufsausübung bestellt? Viele Kol- 
legen versichern mir, daß sie ein Großteil ihrer “Zeit mit Ab- 
rechnungsformalitäten, Rechnungen und Eintreibungen verbrin- 
gen müssen und kaum zu wissenschaftlicher Fortbildung kämen. 
So ist auch die wissenschaftliche Beschäftigung heute zum Vor- 
recht der Gesicherten geworden, was uns andrerseits die Hoff- 
nung gibi, daß durch vermehrte Anstellung von Ärzten auch die 
Wissenschaft die größten Impulse erlangen wird. Es muß also 
ebenso, wie z. Iß. in den Bauernorganisationen, wo die Loslösung 
der Massen von den groß agrarischen Landbundführern beginnt, 
auch in unserem Berufe die Differenzierung der Kleinen von den 
Nutznießern einsetzen. 

Die Frage der Kassenzulassung ist nur ein Teilproblem, an 
dessen Lösung im. Sinne der Notgemeinschaft der „Verein Sozia- 
listischer Ärzte" durchaus interessiert ist. Auch wir verlangen 
im Interesse der Versicherten die völlige Aufhebung 
der Karenzzeit: Auch wir wollen das unsinnige Kassenlöwen- 
syslem ausrotten, bei dem eine ernsthafte Behandlung nicht ge- 
währleistet ist. Wir fordern unsere Ärztegenossen auf, in den 
Notgemeinschaften mitzuarbeiten, um unsere Auffassung von den 
Gründen und der Lösung dieses Notstandes durchzusetzen. Die 
Kollegen, die noch nicht bei uns organisiert sind, werden, soweit 
sie auf dem Boden des Sozialismus stehen, zum Eintritt in unseren 
Verein aufgefordert. Dadurch hoffen wir einen Teil der Ärzte- 
schaft aus seiner Kampfstellung gegen das Proletariat in die 
neue Front gegen das kapitalistische System einzugliedern 

Unser Ziel ist allerdings mit der Anstellung und Sicherung 
der werktätigen Ärzte noch nicht erreicht. Die Besserung und 
Hebung der Volksgesundheit erstreben wir auch unter dem heuti- 
gen System. 

Eine hygienische und gesundheitliche Versorgung, eine 
erfolgreiche prophylaktische und soziale Medizin für die werk- 
tätigen Kreise unter Ausschaltung des Profitinteresses ist nach 
unserer Ansicht, der sich immer mehr Kollegen anschließen, nur 
in einem sozialistischen Gemeinwesen durch die Soziali- 
sierung des Gesundheitswesens restlos möglich. 
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Leitsätze zur Ausübung der 
sog. Eheberatung 

Stadtarzt M. Ho dann Leiter der Sexualberatungsstelle am 
Institut für Sexualwissenschaft, Berlin. 

Diese Leitsätze sind im wesentlichen die Grundgedanken 
eines Referats, das Gen. Hodann vor einiger Zeit im V. S. Ä. 
erstattet hat. Sie wurden alsdann ergänzt durch eine Kom- 
missionsarbeit, an der beteiligt waren Gen. Dehmel, Löwen- 
stein, Meyer, Rosenthal, Theilhaber, sowie die Genossinnen 
. Eylenburg, Hoffmann-Gwinner und Ruben-Wolf. 

Die Redaktion. 

1. Der Erlaß des preußischen Wohlfahrtsministers betreffend 

Eheberatung, an die Regierungspräsidenten (Volks Wohlfahrt 1926 
'Nr. 7, S. 299 ff.) ist insofern zu begrüßen, als er die Zweckmäßig- 
keit einer Beratung der Bevölkerung über Heredität und Konsti- 
tution vor dem Eingehen von auf Dauer berechneten Geschlechts- 
verbindungen betont. „ . 

Der Erlaß ist jedoch zurzeit aus dem Grunde kaum reali- 
sierbar, weil die meisten Klienten der Eheberatungsstellen nach 
Aufnahme geschlechtlicher Verbindungen die Beratung in An- 
spruch nehmen. Die Realisierbarkeit des Erlasses ist gebunden 
an eine Einbeziehung Her Fragen der Fortpflanzungsbiologie und 
Eugenetik- in den Lehrplan der Schulen und Fortbildungsschulen. 
Erst Wwiu die notwendige Ke n n t n i s von der Bedeutung der 
Vererbungslehre für die Praxis der Fortpflanzung in w&tere 
Kreise gedrungen ist, besteht eine gewisse Aussicht, daß der 
ärztliche Eheberater nicht vor vollendete Tatsachen gestellt wird, 
sondern eine eugenetisch bestimmte Beratung vollziehen kann 
und vielleicht auch auf Befolgung seiner Ratschläge wird rechnen 
dürfen. Die Aufnahme einer Geschlechtsverbindung durch Be- 
ratung auszuschließen, wird allerdings auch dann kaum glücken. 
Aber eine grundsätzliche Beratung über Zweck und Methode der 
Empfängnisverhütung in solchen eugenisch ungünstig liegenden 
Fällen wird im Effekt auf dasselbe hinauslaufen. 

2. An dieser Stelle setzt unsere Kritik am Erlaß ein. Denn 
gerade die Beratung über Maßnahmen des Praeventiwerkehrs 
erklärt der Erlaß mit Bezugnahme auf die Verhandlungen im 
preußischen Landesgesundheitsrat vom 18. 7. 25 als nicht im 
Rahmen der ärztlichen Eheberatung gelegen. 

Abgesehen indessen von der eugenetischen Bedeutung des 
Praeventiwerkehrs liegt hier das entscheidende Interesse der 
Bevölkerung verankert, das Klienten in die Beratungsstellen treibt. 
Die wirtschaftliche Notlage % und nicht Luxusbedürfnis ist die 
treibende Kraft für die Einschränkung der Nachkommenschaft, 
die in dem m eist stark ausgeprägten Mutterschaftstrieb der Frauen 

oi o 

ein Gegengewicht hat. Geburtenregelung ist unbedingt erfor- 
derlich, und zwar unter den gegenwärtigen Gesellschaftsverhält- 
nissen Mitteleuropas, im Sinne eines Stillstandes der Bevölkerung, 



13 


Leitsätze zur Ausübung der sog. Eheberatung 

\ ~ _ • i . 

wenn nicht sogar einer Verminderung. Es handelt sich beim 
Geburtenrückgang keineswegs um eine Degenerationserscheinung 
oder um -eine Unterminierung des „Willens zum Kinde“, viel- 
mehr um eine Einflußfolge der Wohnungsnot und der • Lohn- 
politik. Die Auszählung der Ergebnisse der Volks- und Betriebs- 
zählung von 1*925 hat ergeben, daß die Gesamtzahl der männ- 
lichen Erwerbsfähigen im Alter von 15— 65- Jahren 1925 20 260 000 
betrug und voraussichtlich 1931 21 620 000 betragen wird. 

Die Kerngruppe der 25 — 45 jährigen Männer wird sich im Jahr- 
fünft 1926/1931 um rund eine Million vermehren. Nach den 
Zählungen des Instituts für Konjunkturforschung besteht heute 
gegenüber 1913 in Deutschland ein Mehrangebot von 3,7 Mil- 
lionen Arbeitsfähigen. Das in einem Lande, dessen wirtschaftliche 
Entwicklung durch die Bindungen des Dawesabkommens auf Jahre 
hinaus eingeschnürt ist und dessen Industrie unter dem Zeichen 
der „Rationalisierung“ steht. 

Da auf der anderen Seite eine hinreichende Besiedlung 
von Oedlandflächen und damit die Schaffung neuen Nahrungs- 
spielraums innerhalb der Landesgrenzen unter der herrschen- 
den Gesellschaftsordnung nicht zu erwarten ist, so bleibt für 
den rationell und verantwortlich denkenden Bevölkerungspolitiker, 
der keine imperialistisch-kolonialpolitischen Pläne vertritt, nur 
die Konsequenz einer Beschränkung des Bevölkerungsauftriebes 
— eine theoretische Konsequenz, die mit der bereits geübten 
Praxis der Fortpflanzung der überwiegenden Bevölkerungsmehr- 
heit durchaus übereinstimmt. Diese Frage ist vom Gesichts- 
punkt eines Stillstandes der Bevölkerung oder gar einer Bevölke- 
rungsverminderung öffentlich nur deswegen bisher nicht dis- 
kutiert worden, weil alle offiziellen Bevölkerungspolitiker bis 
in die Kreise der politischen Linken hinein von der fixierten 
Vorstellung ausgehen, zeitweilige Bevölkerungsverminderung 
bedeute das „Ende“ unseres Volkstums. In Wahrheit wird da- 
mit nur denen ein Dienst geleistet, die auf möglichste Ver- 
größerung der industriellen Reservearmee und also auf Ver- 
mehrung der Lohndrücker und damit auf Erhöhung ihrer Profit- 
rate hinarbeiten. 

Sowohl aus eugenetischen Gründen also wie aus wirtschaft- 
lich-bevölkerungspolitischen ist eine Einbeziehung der Präventiv- 
beratung in das Fürsorgebereich ' der Eheberatung, im Gegen- 
satz zur Ansicht des derzeitigen preußischen Wohlfahrtsministers 
zu fördern. 

'Für die organisatorische Durchführung ist dabei erstrebens- 
wert, daß die Krankenkassen Präventivmaßnahmen als versiche- 
rungspflichtigen Tatbestand und d?mit als. Regelleistung aner- 
kennen, wie das einsichtigen Kassen in Hamburg, Frankfurt/Main, 
Dresden, Darmstadt, Wien und Bremen bereits getan haben. 

3. Zur Durchführung der technischen Seite der Präventiv- 
beratung ist eine wissenschaftliche Klärung der Wertigkeit der 
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heute verfügbaren Mittel notwendig. Dies auch schon des- 
wegen, weil eine ärztliche Präventivberatung das einzige Mittel 
ist, um dem unter der Wirtschaftsnot ständigen Ansteigen der 
Abtreibungsziffern vorzubeugen. Wenn auch der ärztlich ge- 
leitete und nach den Regeln chirurgischer Kunst ausgeführte 
Abort eine physische Schädigung kaum mit sich bringt, so 
ist doch einerseits zu berücksichtigen, daß das gesetzte psychische 
Trauma bei der Frau bisher sicherlich zu gering eingeschätzt 
worden ist. Andererseits treibt die Gesetzgebung (§§ 21 8- 
und 219 St.G.B.), die dem Arzt in der Mehrzahl der Fälle den 
Eingriff verbietet, zu einer Ausbreitung der Pfuscher- 
a.borte, denen jährlich in Deutschland nach den Angaben 
im preußischen Landesgesundheitsrat (1925) 8000— 10 000 Todes- 
opfer zuzuschreiben sind, ungezählt die immensen Schädigungen 
an Gesundheit und Wirtschaftskraft, die als Folgen einer nicht 
tötlich verlaufenden Endometritis und anderer Begleiterschei- 
nungen septischer Aborte zu verzeichnen sind. 

Im Augenblick kann das Präventivmittelproblem noch keines- 
wegs als geklärt angesehen werden. Indessen sdieint immer- 
hin gegenüber den Mitteln, deren Anwendung eine Eröffnung 
des Muttermundes nötig macht, Vorsicht geboten zu sein. Ein 
brauchbares Mittel muß : 

gesundheitsunschädlich sein, und das auch im Sinne psychi- 

cv.w i ^Schädlichkeit für den Äbkuf des Sexualaktes; 
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2. muß es eineri^ höchstmöglichen Grad von Sicherheit be- 
sitzen; _ < , • . . 

3. muß es einen für Massenverbreitung angemessenen Preis.' 

haben; ~ . 

4. sollte es tunlichst von einem der beiden Partner ohne 

ärztliche oder sonstige — wenigstens ohne periodische — 
Beihilfe anwendbar sein. _ .. 


Nach diesen Gesichtspunkten müssen Erfahrungen systema- 
tisch in größtem Umfange gesammelt werden. 

4. Neben der Beratung in Sachen der Geburtenregelung 
ist das zweite große Gebiet der ärztlichen Eheberatungspraxis, 
das der Ministerialerlaß überhaupt nicht erwähnt, in der sexual- 
psychologischen Beratung der Partner gelegen. 

Dabei handelt es sich zunächst nicht so sehr um Beratung 
pathologischer Fälle, obschon natürlich deren Beratung auch 
in das Gebiet der Fürsorge gehört, mit dem Ziele, die end- 
gültige Behandlung einem Sexualfacharzt oder einem anderen 
Spezialisten zuzuweisen. Sondern es handelt sich darum: 

ä) die Partner über die Physiologie und Technik des 1 Ge- 
schlechtsverkehrs zu unterrichten, deren Unkenntnis er- 
fahrungsgemäß zu schweren Störungen führt (Vaginismus, 
Frigidität usw.); . 

b) die Partner über die verschiedene Struktur der Sexual- 
psyche der Geschlechter zu unterrichten, deren Unkenntnis 
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Schuld ist an einer Unzahl von - Katastrophen auf dem 
'Gebiet der Geschlechtsverbindungen; 
c) die Partner in Verbindung mit der unter b gekennzeich- 
neten Aufgabe, möglichst vor Fixierung der Bindung, 
diarakterölogisch zu beraten, wobei die Forschungen 
Kre tschmers die wissenschaftliche Unterläge der Be- 
ratung zu bilden hätten, („Körperbau und Charakter“, 
Springer Berlin, sowie „Die körperseelische Zusammen- 
• ’ Stimmung in. der Ehe“, Ehebuch hgg. von Keyserling, 

Niels Kampmann Celle). 

Zu a und b sei verwiesen auf den ausgezeichneten Versuch 
von van de Velde, die Physiologie der Geschlechtsvorgänge' 
— zum ersten Male in abendländischen Schrifttum — hinreichend 
ausführlich darzustellen, („Die vollkommene Ehe“, Konegen, 
Leipzig). Es muß von ärztlichen Eheberatem beiderlei Geschlechts 
verlangt werden, daß sie gerade das normale Sexualleben 
hinreichend — auch aus persönlicher Erfahrung — kennen; denn 
noch weniger als auf irgendeinem anderen Fürsorgegebiet kann 
hier der bloße Theoretiker den Ratsuchenden genügen. 

5. Da durch die vorstehend gekennzeichneten Aufgaben 
eui Fürsorgegebiet Umrissen ist, das zwar biologisch begründete 
Forderungen voraussetzt, keineswegs aber einen bestimmten ge- 
sellschaftlich festgelegten Modus der Geschlechtsverbindung, so 
ist der Name’ „Eheberatung“ irreführend. Der Begriff. „Ehe“ ist 
im allgemeinen Sprachgebrauch festgelegt rür die standesamt- 
lich eingetragene und im Sinne der bürgerlichen Gesellschaft 
durch ‘diese Eintragung legitimierte Gesdilechtsverbindung. Eine 
Beratung von „Ehepartnern“ nur in diese m Sinne wäre als 
Aufgabengebiet der neuen Fürsorge viel zu eng. Es ist daher 
anzustreben; daß neu einzurichtende Stellen ihr umfassendes 
ärheits*»ebict dadurch kennzeichnen, daß sie den Namen „Sexual- 
beratungsstellen“ erhalten. 

_Zus am menfas send ist demnach zu fordern: 

1. Ausbau des fortpflanzungs-biologischen Unterrichts in den 
Volks- und Fortbildungsschulen, um die wesentlichste Voraus- 
setzung für eugenetische Beratung zu schaffen. 

2. Belassung der Präventivberatung im Bereich der Sexual- 
beratung, für Bekämpfung der kurpfuscherischen Fruchtabtrei- 
Dungeri. 

' 3. Klärung der Frage nach brauchbaren Präventivmaßnahmen 

durch Gedankenaustausch der ärztlichen Praktiker beiderlei Ge- 
schlechts, sowie durch Umfragen in der Bevölkerung und in 
Organisationen. Ein brauchbares Präventivmittel muß neben 
seinem Sicherheitsgrad auf physisch 0 und psychische Unschäd- 
lichkeit, Angemessenheit des Preises und Leichtanwenaoarkeit 
geprüft sein. 

4. Einbeziehung der Präventivberatung und Präventivmiuei- 
abgabe in die kassenpflichtigen Leistungen. 


16 


Leitsätze zur Ausübung der sog. Eheberatung . 

5. Aufklärungsarbeit unter Benützung öffentlicher Mittel über 
die neueren Ergebnisse der Sexualph>sio- und Psychologie so- 
wie über die charakterologische Forschung in ihrer Beziehung 
zum Sexualleben unter Ärzten und Bevölkerung, unter Einbe- 
ziehung der Jugend vor allem der Fortbildungsschulen. 

6. Umbenennung der „Eheberatungsstellen“ in ,;Sexualbe- 
ratungsstellen“. 

Die Punkte .1, 2 und 4 wären unter besonderer Bezugnahme 
auf die Beziehungen, die zwischen der Durchführung des* 
Punktes 2 und dem neuen Strafgesetzentwurf bestehen, allen 
Fraktionen der deutschen Parlamente, nicht nur dem Reichs- 
tag, einzureichen. . 

Zum Problem der Geburtenregelung. 

Die nachfolgenden Zeilen sind uns mit der Bitte zum Abdruck im 
„Soz. Arzt“ übersandt worden. D. Red. 

.Folgende Umfrage ist vor mehreren Wochen in einer Zeit- 
schrift von 60 000 Auflage veröffentlicht worden. Fünf Briefe 
waren bisher der „Erfolg“. Ich wende mich nunmehr an die 
ärztlichen Genossen mit der Bitte um Mitarbeit: 

Zur Lösung des Problems der Geburtenregelung ist zunächst 
notwendig, daß wir erfahren, welche Methoden oder Mittel zur 
Schwangerschaftsverhütung angewandt werden und mit welchem 
Erfolg. Wir bitten daher die Leserinnen und Leser dieser Zeit- 
schrift, insbesondere die ärztlichen Kollegen, folgende Fragen in 
ihrem Bekannten- und Patientenkreis möglichst genau beant- 
worten zu iassen: 

1. Alter? Beruf? Wieviel Schwangerschaften, davon wieviel 
Fehlgeburten? In welchem Alter erste Schwangerschaft? 

2. Welche Methoden oder weiches Mittel zur Verhütung der 
Schwangerschaft haben Sie angewandt? 

3. Von wem ist Ihnen das Mittel empfohlen worden (Mann. 
Bekannte, Hebamme, Drogist, Apotheker, Arzt oder sonst)? 

4. Welchen Erfolg oder Mißerfolg haben Sie zu verzeichnen? 
■a) hinsichtlich der Verhütung der Schwangerschaft, 

b) hinsichtlich körperlicher Begleiterscheinungen, 

c) hinsichtlich seelischer Begleiterscheinungen bei Anwen- 
dung der Methode oder des Mittels? 

5. Haben Sie an und für sich Bedenken oder Hemmungen 
gegen die Anwendung von Verhütungsmitteln? Können 
Sie angeben, warum? 

6. Können Sie eine Probe des Mittels einsenden oder die 
Bezugsquelle angeben? 

7. Was haben Sie sonst über das Verhütungsproblem mit- 
zuteilen? 

Das Material bitte ich mir vertraulich zu übersenden. Wird 
Antwort gewünscht, so ist Rückporto erbeten. 

Stadtar2t Dr. Max H o d a n n , Beriin-Schöneberg, Haupt- 
straße 139. 
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Sex» alber atung 

Von Felix Ä. Teilhaber 

Sowohl in der grundsätzlichen Debatte über den § 218, 
die im 4. Heft des 1. Jahrg. wiedergegeben ist, wie auch 
in den vorstehend abgedruckten Leitsätzen ist mit Recht 
die Notwendigkeit betont worden, Aufklärung über die Prä- 
ventivmittel zu schaffen. Gen. Theilhaber behandelt hier 
speziell ein neues Mittel, das Plazentahormon, das er 
gegenwärtig versucht und das eine ungeahnte Bedeutung 
erlangen kann. Die Redaktion. 

Überalterte Ärzte, Sexualverdränger, die im Aufgehen in der 
Politik ihr anormales sexuelles Leben sublimieren, versuchen noch 
immer eine naturwissenschaftliche und soziale Erörterung des 
Sexualproblems zu verhindern. Es ist bezeichnend und durchaus 
tragikomisch, daß der berühmte Schrei nach dem Kinde am 
meisten von kinderlosen Leuten, von Junggesellen und alten Jung- 
fern ausgestoßen wird, erklärlich genug, da deren versagter 
Wunsch diesem Gedanken besonderen Ausdruck verleiht. In 
einer Reihe von Arbeiten, u. a. in der LJntersuchung „Das sterile 
Berlin", habe ich nachgewiesen, daß der wirtschaftliche Faktor 
dominierend für das Problem der Geburtenregelung ist. Victor 
Hugo hat einmal gesagt, das 18. Jahrhundert sei das Jahrhun- 
dert der Emanzipation und der Freiheit des Mannes, das 
19. Jahrhundert stehe im Zeichen des Kampfes um die Rechte 
der Frau. Das 20. Jahrhundert wird nach meiner Meinung 
die Stellung des freigeborenen Kindes in der Gesellschaft sichern 
müssen. 

Die Eheberatungsstellen, die in Berlin gegründet werden, 
sollten eigentlich für die sämtlich hier geschlossenen Ehen, das sind 
alljährlich 15 — 20 000, ihre Funktion ausüben. Statt dessen 
kümmert sich der Staat bisher in bürokratischer Weise nur 
darum, ob der Buchstabe der Geburtsurkunde richtig geschrieben 
ist, und macht unglaubliche Schwierigkeiten allen denen, die in 
ihren Papieren nicht den bürokratischen Anforderungen ent- 
sprechen. Dabei ist die Gefahr der Polygamie wirklich nicht 
groß. — Die Eheberatungsstellen sind aber überhaupt nicht in 
der Lage, den Efiekandidaten zu beraten, sofern nicht grobe 
naturwissenschaftliche Abweichungen, Erkrankungen körperlicher 
oder seelischer Natur vorliegen. Der wirklichen Eheberatung 
muß eine eingehende Behandlung des Sexualproblems voraus- 
gehen, die Unterweisung reifer Menschen in allen Sexualfragen, 
eine Arbeit, die nicht nur in einer kurzen Beratung erschöpft 
werden kann. Diese Aufgabe hat sich in Berlin „die Gesell- 
schaft für Sexualreform" gestellt, die leider bis jetzt 
weder von irgendeiner Behörde, -ioch von irgendeiner Partei, 
vielfach nicht einmal von fortschrittlichen Sexualwissenschaftlern 
unterstützt wird. 

Die Eheberatungsstellen, werden durch die Macht der Ver- 
hältnisse ihre Aufgabe immer mehr als S e x u a 1 beratungssteilen 
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ausüben müssen. Sofern diese Beratungsstellen aber, was be- 
sonders für die „liebe“ Provinz gilt, mit Reaktionären besetzt 
werden, dürfte ihr Wert ^in sehr problematischer sein. Die 
Sexualberatung wird doch hauptsächlich dort gefordert, wo 
mangelhaftes Zusammensfimmen der Persönlichkeit, der ge- 
schlechtlichen Regungen usw. Disharmonien herbeiführt. Wenn 
die Beratungsstellen über die^ Unlustkomplexe hinwegtätischen 
und nicht den Mut haben, oft auch entgegen den kirchlichen und 
gesellschaftlichen Vorstellungen ihre Klienten befreien zu wollen, 
so dürfte ihre Arbeit nicht gerade segenbringend sein. 

Es hat sich auch schon herausgestellt, daß diese Beratungs- 
stellen auf die Frage der Geb urtenverhütung, geschweige 
die der Schwanger schaff Unterbrechung, nicht gerne 
eingehen wollen. Gerade diese Dinge stehen aber im Brennpunkt 
der modernen Ehe, das Leben von Millionen Frauen verzehrt 
sich in der Sorge um diese Frage. Ich stehe nicht an, die' 
Probleme der besonders „nervösen“ Eheleute, der disharmoni- 
sierenden usw. demgegenüber zurückzustellen, da eine kurze 
Beratung diesen psychologischen Momenten gegenüber meist 
machtlos ist. Wirklichen Nutzen könnte d*e heutige Eheberatung 
nur haben, wenn sie auf die Technik des Geschlechtsverkehrs 
selbst eingeht. Wie der Magenarzt auf die Mechanik des Intes- 
trialtractus sich einstellt, so hat der Eheberatungsarzt sein Haupt- 
interesse auf die Sphäre des Genitale zu konzentrieren. 

Über die Möglichkeiten der Geburtenverhütung bestehen 
allerdings noch keinerlei wissenschaftlich klare Vorstellungen 
und Untersuchungen. Sie habe z. B. mit dem Silkfaden nach 
Braun recht gute Erfolge erzielt. Der Silkfaden kann natürlich 
die zarte Gebärmutterschleimhaut reizen und eine Entzündung 
der Eierstöcke Hervorrufen und somit Sterilität herbeiführen. 
Also auch der Silkfaden ist kein idealer . Schutz. In einem 
Fall mußte ich den Faden beseitigen, der einer Metrorrhagie ein- 
gesetzt, zu neuen stürmischen Blutungen führte. Andrerseits 
hat z. B. eine Patientin einen Faden bereits drei Jahre liegen, 
der nur einmal gewechselt wurde und nach anfänglichen geringen 
Ausfluß reizungen seit Jahr und Tag- unbeschadet und zweck- 
entsprechend liegt, also • eine recht gute Prävention. Über die 
anderen Methoden der Geburtenschützung möchte ich nicht 
sprechen, sie erscheinen nur noch weniger diskutabel. Der 
Geschlechtsverkehr wird aber gerade durch viele derartiger Mittel 
in seiner feinen psychischen Difficilität depraviert. Die berühmte 
Frigidität des Weibes besteht in der seelischen Verdrängung der 
Lustvorstellungen, wie sie Schule und Haus, Kirche und Gesell-^ 
schaft von Kindheit auf in dem werdenden Weibe bezwecken; 
dazu kommt, daß die beginnende Sexuallustempfindung durch 
die Angst vor den Folgen des Verkehrs (Schwangerschaft imd 
Ansteckung) ertötet wird. — Auf alle die mehr oder weniger — 
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„todsicheren“ Medikamente, Mechanismen usw., die die Schwan- 
gerschaft verhüten , sollen, gehe ich hier nicht ein. 

' Ich stehe jetzt in aussichtsreichen Versuchen, Extrakte 
der Plazenta, des Mutterkuchens zur Ver- 
hütung der S chw an g er schaft zu benutzen. In Kuß- 
land sollen Versuche mit der Injektion männlichen Turnens ge- 
macht worden sein. Ich versperche mir die Durchführung der 
zeitweisen Sterilität mehr durch die gewissermaßen Impfung 
bzw. Immunisierung gegen die Plazenta. Es ist hier nicht die 
Stelle, über die Versuche zu sprechen, zumal sie noch nicht 
abgeschlossen sind. Da ich annehme, daß andere Forscher über 
mehr Zeit und mehr technische Möglichkeiten verfügen, so 
übergebe ich schon heute die Kenntnis meiner Arbeiten der 
Öffentlichkeit. Die grauenhafte Not unserer Zeit verlangt die 
rasche Einführung idealer empfängnisverhütender Mittel. Die 
Immunisierung gegen Plazenta ist theoretisch und praktisch in 
den Vorversuchen geglückt. Der amerikanische Biologe, Dr. 
Rudolf Kohn, der von mir zu derartigen Versuchen gewonnen 
war, ist leider durch seiner Abreise verhindert, die Untersuchun- 
gen fortZufühern. Ich hoffe, daß die Verhandlungen mit einer 
chemischen Fabrik, die Angelegenheit baldigst, weiter fördern, 
um das Mittel der Öffentlichkeit zu übergeben. Ob es gelingt, 
die vorerst zu injizierende Plazentolhormone Samen sogar intern 
zu reichen, werden weitere. Versuche zeigen müssen. Es muß 
gelingen, auch auf diese Weise Gegenstoffe im Körper zu bilden. 
Wie bedeutsam eine solche Erfindung für das Menschen- 
geschlecht sein wird, brauche ich nicht erst zu sagen. 

Der Verein Sozialistischer Ärzte hat sich ein großes Verdienst 
durch die Veranstaltung einer freien Aussprache dieser Probleme 
erworben. Es wäre um so erfreulicher, wenn er • den Kampf für 
die Geburtenverhütung und die Förderung ihrer praktischen 
Durchführung noch weiter aufnehmen würde. Die freie be- 
wußte Zeugung des Mens che n, ist d^is Ziel un- 
seres Streb ensT Es ist widerlich, daß heute zumeist die 
Geburt eines Menschen gegen den Willen der Eltern, durch einen 
Zufall, in einer lrn glücklich e-n Stunde erfolgt. Die Loslösung 
der Begattung, von dem Sexualverkehr hat bereits in starkem 
Maße begonnen. Ich hoffe, daß Rückschritt, unverständige Schul- 
medizin, kirchliche Beschränktheit diese große soziale Aufgabe 
nicht behindern werden. 

Reidiswehretat, soziale Fürsorge 
und Volksgesundheit 

Von Ewa 1 tu Fabian 

, Es ist an dieser Stelle häufiger darauf hingewiesen worden, 
daß die so gerühmte Sparsamkeit in der deutschen Republik nur 
bei den Ausgaben für kulturelle und soziale Dringlichkeitsforde- 
rangen Geltung hat. Für die Reich swehr ist Geld in stets 


20 Reichs wehretat, soziale Fürsorge und Volksgesundheit 

steigender Höhe bis zur diesjährigen Rekordleistung im Betrage 
von 700 Millionen Mark vorhanden. Für Waffen und Munition 
wird allein die ansehnliche Summe von 90 Millionen angefordert, 
für Gefechtsschießübungen IOV 2 Mil!., für die Pferde des Heeres 
nahezu 34 Mill. (6 Mill. jährlich für den Ankauf neuer Pferde). 
Jedes Kapitel dieses Etats kann mit Recht scharfe Kritik heraus- 
fordern, zumal die Mittel übertragbar sind, d. h. nach dem 
Belieben des Ministers zu ganz anderen Zwecken Verwendung 
finden können. Die stärkste Steigerung der Ausgaben hat sich 
bei der Marine vollzogen, denn sie haben sich seit drei Jahren 
mehr als verdoppelt. Wie groß der Luxus sich gerade hier breit 
macht, erheiit allein aus der Feststellung einiger Tatsachen. 
Obwohl die Tonnage jetzt höchstens ein Zehntel der Friedens- 
tonnage beträgt, sind die Ausgaben für die Marineleitung von 
2,8 Mill. (1913) auf 3,8 Mill. (1927) gestiegen. Sachverständige 
haben berechnet, daß für die jetzige Flotte höchstens 2 Admirale, 
7 Kapitäne zur See und 9 Korvettenkapitäne erforderlich seien. 
Wir können uns offenbar den Luxus leisten, 12 Admirale und 
147 Kapitäne zu bezahlen. 

Die Republik zeigt sich auch darin von der freigiebigsten 
Seite, daß sie an 2.00.0 hohe Militärs Pens.onen in Höhe von 
20 Millionen Mark gewährt, obwohl sie zum guten Teil leiden- 
schaftliche Anhänger der Monarchie und vermöge großer Neben- 
einnahmen nicht gerade unterstützungsbedürftig sind. Der Hoch- 
verräter Lüttwitz bezieht 17 000 Mark Jahresgehalt und hat 
sich durch ein klassisch gewordenes .Justizurteil 28 000 Mark 
nachzahlen lassen. 

Diese enormen unproduktiven Millionenausgaben werden zu 
einer Zeit gefordert und von dem nach dieser Seite gebefreudigen 
Reichstag bewilligt, wo die ganze arbeitende Bevöl- 
kerungsich in der größten Notlage befindet. Selbst 
der gelernte Arbeiter hat im Zeichen der Rationalisierung 
dei deutschen Wirtschaft, die ihn wahrlich nicht zu Wohlstand oder 
zur Verbesserung seiner 'elenden Lage gebracht hat, einen Durch- 
schnittswochenlohn von rund 46 Mk., der ungelernte von nur 
34 Mark. Dabei ist eine Arbeitslosigkeit von 2 Mill. 
Arbeitern vorhanden, die teilweise viele Monate lang er- 
werbslos sind. Für dieses Millionenheer sind an unterstützender 
Erwerbslosenfürsorge in den diesjährigen Etat 200 Mill. Mark 
eingesetzt, 60 Mill. weniger als im Vorjahre. 

Besonders kraß zeigt sich der antisoziale Charakter dieser 
Republik in der „Versorgung der Kriegsbeschädig- 
ten, Altrentner und Kriegshinterbliebene n*\ Ob- 
wohl die Zahl der versorgungsberechtigten Kriegsbeschädigten 
in den beiden letzten Jahren von 720 000 auf 736 800 gestiegen 
ist, hat man den Etatsansatz um rund 97 Mill. vermindert. 
Mit Recht hat der sozialistische Abgeordnete R o ß m a n n kürzlich 
im Reichstag darauf hingewiesen, wie beschämend es sei, daß einer- 
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seks gesunde Offiziere — mit gutbezahlten Stellungen daneben -r 
Pensionen bis zu 28000 Mk. jährlich beziehen, aber andererseits 
die mit wertloser Papiermark abgefundenen Kriegsbeschädigten 
mit der Drehorgel im Lande herumzielien müssen. Erwähnt 
wurde in diesem Zusammenhänge der Brief einer Kriegermutter, 
der in seiner Einfachheit geradezu erschütternd wirkt Diese 
“Witwe, der von sechs Söhnen fünf auf dem „Felde der Ehre“ 
gefallen sind, während der sechste kriegsbeschädigt heimgekehrt 
ist, erhielt bisher 52 Mk. Elternrente. Jetzt ist ihr auch diese 
entzogen worden mit der Begründung, daß sie 14,40 Mk. Inva- 
lidenrente beziehe und Sohn nebst Tochter imstande seien, soviel 
beizusteuern, daß die Bedürftigkeitsgrenze von 41,80 Mk. mo- 
natlich erreicht werde. 

w’ie ungeheuerlich und unberechtigt die Ausgaben für Reichs- 
wehr und Marine sind, erhellt nicht minder aus der Gegenüber- 
stellung mit der Fürsorge für die Volksgesundheit 
im engeren Sinne. Der preußische Wohlfahrtsminister hai 
gerade in diesen Wochen über den Stand der deutschen Volks- 
gesundheit im Landtag berichtet und sichtlich nicht zu schwarz 
gemalt. Aus der Abnahme der Sterblichkeit, insbesondere bei 
der Tuberkulose, so führte er aus, darf nicht der gefährliche 
Trugschluß gezogen werden, daß die ungeheuren Schäden der 
Kriegs- und Inflationszeit überwunden sind. Von erheblicher 
Bedeutung ist die Tatsache, daß die Gebu rtenziffern 
einen bedenklichen Rückgang aufweisen. Von 28,2 auf 
1000 Einwohner im Jahre 1913 ist die Zahl auf 20,7 in der ersten 
Hälfte des Jahres 1926 gefallen, d. h. auf den niedrigsten 
Stand, der bisher beobachtet wurde. Dieser Rückgang ist 
zweifellos durch die wirtschaftliche Not der breiten Volksmassen 
bednigt. Der allgemeine Gesundheitszustand ist durchaus unzu- 
reichend und wird durch die mangelhafte Ernährung ungünstig 
beeinflußt. So haben die Tuberkuloseerkrankungen zugenommen, 
und die Skrofulöse, die ais ein Vorstadium der Tuberkulose im 
Kindesalter anzusehen ist, hat eine außerordentliche Verbreitung. 
Besonders ernst zu beachten ist der ungünstige Ernährungs- und 
allgemeine Gesundheitszustand der Klein- und Schulkinder, 
und zwar namentlich der Altersklassen, die während des Krieges 
geboren sind. Kinder im Alter von 12, 13 oder 14 Jahren 
machen bei körperlichen Untersuchungen den Eindruck von 9- 
bis 10jährigen Kindern. Was die furchtbarste Volks- 
seuche, die Tuberkulose, betrifft, so ist zwar in Preußen 
die Sterblichkeitsziffer gefallen, aber die Erkrankungen sind in 
der Zunahme begriffen. Diese Tatsache ist zum großen Teil 
auf die katastrophale Wohnungsnot zurückzuführen, die die 
Ansteckungsgefahr erhöht. 

Man sollte annehmen, daß bei einer solchen amtlichen Kenn- 
zeichnung der gesundheitlichen Lage des Volkes alles getan 
werden müßte, um in Reich und Staat die Gesundheit, das 









ei nzi^e'iCäp i ta 1 d «er. äil^ifeii^h Mass en>^^ fördern . 

§0i; : : : : r .:■. ÄßeMafurv leöefe den diese 

Republik darstellt': Allerdings ist die äüß erste Dürftigkeit der für 
. Volksgesundheit be willigten Summ en : immerhinnoch b emer- 
kensw^rt.^ üfeid i e - Cre s u-n d h e 1 1 s p fl ege Uri d ; d i e B e - 
kä tti p i im Reich etwas über 
3-MiIl; ' Mark ausgeworfen ; Man vergleiche damit die Positionen 

Vplksgesuridheit ‘ konkurriert etwa mit 
Wf; : . • deri Gasmasken und ähnlichen Anschaffungen. Für die Bekämp- 
;/dejs - : Ito-h ol 1 800 000 Mk. bewilligt, für 
die-Förderung^der Speftr und Körperpflege 1 600 000 Mk., soviel 
wie etwafür U ebungsreisen und Uebungsritte. Solche Vergleiche 
tafesen "sich;’ beliebig-: Vermehren. Alle Bemühungen der sozia- 
listischen .Parteien, für . die dringendsten Aufgaben, für Be- 
kämpfung der Tuberkulöse, der, Säuglingssterblichkeit, der Ge- 
schlechtskrankheiten,.^ Wohnungselends größere Mittel bereit- 
zustellen, stoßen auf den entschiedenen Widerstand der nach 
; anderer Seite .. so groß zügigen Regierung un d ihrer . willf äh rigen 
Volksyertretung. Es ist an der Zeit, daß die arbeitenden Massen, 
Hand- und ^Kopfarbeiter, sich in entschlossener Einheitsfront 
äufräffen, um dem hier aufgezeigten Widersinn ein Ende zu 
Imachen. • ; : *: 
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Dasneae Gesetz zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten 

(Entschließung der vom V, S. Ä. eingesetzten Kommission.) 


Die Unterzeichneten begrüßen das am 1. Oktober 1927 in 
Kraft tretende Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
insofern, als durch die in ihm enthaltenen Bestimmungen die von 
sozialistischer Seite in Angriff genommene ethischen und «oralen 
Reformen dieses Gebietes realisiert werden. 
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: Der geistige Vater dieses Gesetzes ist Alf red Blas ch ko, 
einer der Begründer unseres Vereins. Die Annahme des Ge- 
setzes bedeutet eine Anerkennung der^mit Blaschkos Namen un- 
sterblich verknüpften : : Ideen. 

V " Durch das Gesetz wird die Reglementierung der Prosti- 
tution /einschließlich her Kaserniemng und BpfdeUierung verboten, 
äisö^ eiiief länge von unserer Seite erhobenen Forderung nach 
Sittlicher und ethischer Gleichstellung beider Geschlechter statt- 
gegeben. ' \ 7;; 

^ Zwangsuntersuchungen, Zwangsbehandlungen sind nach dem 
Ü; Oktober 1927 Maßnahmen, die beide Geschlechter treffen, 
wenn sie in leichtfertiger Weise andere Menschen krank machen. 
Die Arbeit der solialistischeri Ärzte wird durch Aufklärung in der 
. Bevölkerung dahin v wirken,, daß von .dieser Zwangsbestimmung 
des Gesetzes 'möglichste 'wenig■^!C^ebräuch■■ ! ^werden muß. • ! 
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einen 

Ausschaltung der 

Wir sehen in diesem durch die sozialistischen 
reichten Zugeständnis nicht die Erfüllung def Föfderü^ 
Behandlungspflicht ein Behandlungsrecht gegenüber stehen 
Wir begrüßen die kostenlose, außerhalb des Armenrechts stehende 
Behandlung Minderbemittelter und •erwarten, s^aß durch dieses ; 
Zugeständnis der Ausbau staatlicher und kommunaler sozialhygie- v 
nischer Einrichtungen gefördert wird. G’üL';. 

Weiter begrüßen wir die Ausschaltung, der. Behandlung Von , 
G es ch 1 e ch tskrankh ei durch Laien. Diese Ausschließung war 
u. E. erforderlich, um dem Gesetz seine volle • Wirksamkeit im • 
Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten zu ermöglichen^ - ; ' r ^ : ' 

Die Geschlechtskrankheiten stehen unter den Volksseuchen A* 
mit an erster Stelle, ihre Folgen schädigen nicht nur die Gemein- ; 
schaft, sondern greifen) tief in das Einzelleben hinein; Ihre medi- ‘ A 
zinischc und soziale Bekämpfung ist deshalb von groß ter : - -Be- 
deutung. Deshalb müssen von vornherein Fehler in., der Krank- , 
heitserkennung und in der Behandlung : nach Möglichkeit aus- 
geschlossen werden. . . A:’> 

So berechtigt deshalb der Sieg der Forderung war, daß ;A 
Laien von der Behandlung Geschlechtskranker fern zu halten 
sind, so berechtigt ist deshalb auch, die leider gesetzlich nicht 
verankerte Forderung, 'daß nur der Arzt Geschlechtskranke be- , 
handle, der es nicht nur mit seinem Gewissen, sondern vor allem 
auch mit seinen Kenntnissen verantworten kann. 'AA'.. 

Andererseits halten wir es für notwendig, die Forderung f 
zu erheben, daß für -in der Krankenpflege- . vorgebildef e, . Laien [ 
noch näher zu besprechende Erleichterungen für das •-m’edizinischS' 
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zum Zwecke der Erlangung -der '' Approb^iöh-; • als* • 


geschaffen werden. 
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vorliegende Gesetz enthält neben großen, Fortschritten . 
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eine Anzahl von rückschrittlichen Gedänkengängeri, die. es dem 
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Erziehungsmitt 
aus der Praxis 
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Verein zur Aufgabe machen, diese rückschrittlichen Gedanken t ’j .U 
W ohnungsbeschränkungen, Verhängung; von Arbeitshaus ; als 
1, Einschränkung der: Abgabe vorf Sdiutzmittän: : 

Praxis des Gesetzes auszumerzen. " Evv,-' A;.AA; \ ; A 
So wichtig wir den Erlaß des Gesetzes vom' i A 10: 27J ialtenv A 
sehr müssen wir darüber wachen, daß die Länder, denen .die 
Durchführung dieses Gesetzes obliegt, der jtineii aus- -diesei^ 
setze erwachsenden Pflicht nachkommen und von-" sich SäusP SoA£f;^f^ 
bald als möglich an die Ausarbeitung von Ausführufij^b^ 
mungen heranzugehen, die trotz der Buntbeit der Eäriderzi^ 

Setzung des Deutschen Reiches- ’ den • ‘ einji&iiicfren ^eii^'s^esie^: 
punkten entsprechen müssen.- ; "‘LA; ' • 

Georg Löwenstein 


Franz Rosenthal 
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.Jungbome für Krankenkassen 


>. Jungborne für Krankenkassen *) 

' ' Vorer.twurf zur Errichtung von Naturheilparks 

für Krankenkassenmitglieder 
von Friedrich W o 1 f -Herdwangen/Baden. 

„Die Krankheiten heilen von selbst. Die ^Natur^ heilt 
sie. Der Arzt soll niemals der Natur in die Zügel fallen, 
nie gegen die Natur handeln, er soll sie nur unterstützen, 
wo sie nicht allein zum Ziele gelangt“ (Hippokrates). 

In den letzten fünf Jahren hat die ärztliche Wissenschaft eine 
Schwenkung, einen Stellungswechsel vollzogen, wie vordem in 
fünf Jahrhunderten nicht. Man ist von der Bekämpfung ein- 
zelner. Krankheiten zur Behandlung der „Konstitution“, vorge- 
schritten, man. haf die „Mangelstoffe“, die Vitamine und Kom- 
pletine, die für das Stoffwechselgleichgewicht von höchster Be- 
deutung sind, entdeckt, man weiß heute auch auf den hohen 
Schulen, daß — nicht allein bei Skorbut — ein Pfund unge- 
kochter, ungeschälter Äpfel bei vielen Stoffwechselstörungen mehr 
nützt als ein Dutzend Tabletten oder Injektionen. Zu dem Buch 
des Laien Ellis Barker über den Krebs, ein hochwissenschaft- 
liches Gebiet, hat der erste Chirurg Londons, Dr. Sir Arbuthnot 
Lane, ein .begeistertes Vorwort, und Generalarzt Dr. Buttersack- 
Göttingen das Geleitwort geschrieben. Und Ellis Barker sucht 
die „neue Pest“, den Krebs, lediglich durch Diät, Rohkost, 
grobgeschrotenes Brot, Meiden von Konserven und eine be- 
stimmte naturgemäße Lebensweise zu bekämpfen und zu verhüten. 
Die englische Regierung hat seine Anregungen zu Leittafeln 
benutzt. 

Wir selbst haben ja mit dem rapiden Aufschwung des 
Sports .in den letzten Jahren den Wert der Diät, der Gymnastik, 
der Massage, des Nacktturnens ney kennengelernt; Suren ist mit 
seinen Schülern der Heeresschule sogar zum Felkeschen Lehm- 
bad geschritten. Am 1. Mai 1925 legte der Berliner Chirurg 
Professor Bier ein ebenso offenes wie revolutionäres Bekenntnis 
für die Homöopathie ab. Und nun haben die Dresdener Stadt- 
verordneten gar beschlossen, hundert Betten in ihren Kranken- 
häusern, für Kranke und Kassenpatienten, die homöopathische Be- 
handlung wünschen, freizuhalten. 

Die Sache marschiert! Die Volksheilkunde erweist sich als 
nicht so schlecht, wie sie verschrieen. Der größte Arzt des 
Mittelalters, Paracelsus, bisher von der zünftigen Wissenschaft in 
Bann getan, schrieb das Wort: „Ich will ein schlicht Gewand 
für den Kranken, darin er gesund wird.“ Heute ist selbst Para- 
celsus durch Professor Sudhoff salonfähig geworden. 

„Das schlicht Gewand für den Kranken, darin er gesund 
wird“ ist die Naturheilmethode. Sie meidet jede Giftbehandlung 

*) Die hier folgenden Ausführungen unseres Mitgliedes, Gen. Wolf, 
eben die persönliche Auffassung des Autors wieder, die wir hiermit zur 
iskussion stellen. Die Redaktion. 
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und jeden Eingriff in den Heilvorgang. Sie öffnet den Naturheil- 
kräften, unsern mächtigsten Heilfaktoren, bloß das Tor: durch 
Luft, Sonne, Lehm- und Sandbäder, Wasserkuren — seien sie 
Kneippsche Güsse, Prießnitz’sche Packungen oder Felkesche 
Reibesitzbäder — durch eine Milch-Gemüsekost*) oder durch 
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Die Naturheilmethode in ihren verschiedenen Abarten zählt 
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allein in Deutschland etwa 300 000 Anhänger. Für Berlin sind 
100 000 eher zu niedrig als zu hoch geschätzt, wenn man neben 
den orthodoxen Anhängern den „Biochemischen Bund Deutsch- 
lands“ und andere Verbände, die an .giftlose Heilbehandlung 
grenzen, hinzurechnet. Von diesen 100 000 sind wohl 60 bis 
80 000 heute Kassenmitglieder. Diese Kassenmitglieder machen 
fast durchweg von ihrem Recht auf freie ärztliche Behandlung 
keinen Gebrauch, weil sie in künstlicher Höhensonne, Diathermie 
u. a. nur Ersatzheilmittel erblicken, ln der Tat ist gerade fm* 
die Naturheilmethode der Naturheilpark mit seinen natürlichen 
Licht-, Luft-, Lehm-, Reibesitzbädern und Güssen die erste Vor- 
aussetzung jeder erfolgreichen Behandlung! 

Die Krankenkassen haben seit einigen Jahren begonnen, mit 
der Errichtung von Ambulatorien eigene Wege zu gehen. Sie 
haben die Paragraphenschranke durchbrochen unter dem Gesichts- 
punkt, daß das Wohl des Kranken oberstes Gesetz* sei. Sie 
haben für jede neue diagnostische und therapeutische Methode 
sich bisher weitherzig eingesetzt. Nur die Naturheilmethode ist 
das Stiefkind geblieben! Eine Methode und Heilbehandlung, die 
gerade in jüngster Zeit immer mächtiger sich Bahn bricht und 
Anhänger erwirbt. Die großen Erfolge,, der , Krankenzustrom in 
Wörrishofen, Repelen, Sobemheim, bei Just und auf dem „Weißen 
Hirsch“ bei Dresden sprechen für die Sache/ Dort aber ^ind die 
neuen Heilfaktoren vorerst nur den Wohlhabenden zugänglich; 
sie können jedoch auch den mittellosen Kranken, die in 
Kassen versichert sind, erschlossen werden. Hier ist eine Tat 
zu tun! Welche große Kasse schafft den ersten Jungborn?! Den 
Jungborn für ihre Mitglieder? Den Jungborn als eine neue 
wesentliche Heilbehandlung? 
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1. Was gehört zur Schaffung eines N at ur'h eil p ark s, 
eines Jungborns“? 

1—3 Hektar Land, Wasserzufuhr durch Quelle oder Leitung, Lehm- 
mulden, Sandbäder, Rasen, eine größere offene Liegehalle, 20—30 
Schlaf hütten. für den Kurbeginn und empfindliche Kranke, eine ein- 
fache Speisehalle mit anschließender Küche und Pantry, 20— 30 Sitz- 
badewannen, Sportgerät. Das ist vorerst alles! Gerade in der Ein- 
fachheit, in der Benutzung der naturgebotenen, von der Natur ^selbst 
gelieferten, kostenlosen Heilkräfte, beruht ja das Wesen der Natur- 
heilmethode. „Die Wissenschaften schreiten fort, indem sie sich 
vereinfachen!“ sagte der bedeutende Arzt und Physiker Helmholtz 
im Leibniz’ sehen Sinne. 




*) Im Sinne der modernen Ernährungsformen, Professor Chittenden, 
Dr. Hindhede, Dr. Roese und Ragner Bergs. ’ v. 
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" s ; 2. We '1 eh^e -Kra n:ke' ; komm- e n lü-rdies e B e kan d Tu n ar- i n 

^ ; H- Das ^große Heer der BleicHs^üchtigjen, der stoffwechselkranken Büro- 
' : arbeiter, der rhachitischen Kinder, der Skrophulosen- und Drüsen- 
"*• ~r Jkinder; der "Rheumatilder nrid Gichtiker, der' Fettsüchtigen, das ganze 
^/toebiet > der;:;Stdffwechselstprungen' ■ ■ von"'' chronischer Darmträgheit bis 
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zur 'Leberstauuhg,,, der Mutterboden so vieler späterer chronischer 
J~e«deh.; ; jaj r ' wer ' hur . kürzere Zeit in einem Jungbom — sei es 


gdust’ scher, Krieip’scher, Felke’scher oder Dr. Lahmann’scher. Dr. 
^TCollieFscher Färbung war — - der weiß, daß die Grenzen sicu er* 




'^pUiei^s<*er ; ;Färbiihg '.war' — 'der' weiß, daß die Grenzen sicu er- 
' heblich 7 erweitern lassen. Sie alle können nicht durch einen kurzen. 
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K.m ..symptomatischen' Eingriff " kuriert werden; es bedarf der Anregung 
■ ' T- . der ^L e b^2 n s kräf t^ zur Selbstheilung. Das hat vor 100 Jahren 
— schnell; vergessen — der große .Arzt Hufe I-and schon ausge- 
■;.;V-„./ 7 j; isprocheh. •Und/'f?roh'.'B-i e r sagt in: „Gedanken eines Arztes über die 
^;MCidizih^ „Diese sich exakt nennende Wissenschaft ist im höchsten Grade 
.. unlogisch, denn sie betrachtet das Leben nur von der einen Seite, 
die es’imit* dem Unbelebten gemein hat, geht aber vollständig am 
' eigentlichen Wesen des Lebens vorbei“ *). 

- 3 . w 0 rin •■b e s t e h e n die Heilmittel eines Jungborns? 
- , In:' Luftbädern,- sorgfältig gestuft, so daß sie auch im Winter ge- 
; nommen werden können. Prof. Rollier-Leysin hat in seiner „Sonnen - 
schule“ lungenschwache Kinder im Winter stundenlang nackt mar- 
• schieren, als „mobile Klassen“ im Freien, im Winter nackt unterrichten 
lassen, mit bestem Erfolg! Oberarzt Dr. Klare* Kinderheilstätte Scheidegg 
u. a. sind ihm gefolgt. Also auch — 'und gerade — Winterkuren! 
Lichtbäder, Sonnenbäder,, gestuft für Skrophulose und Drusenkranke. 
Sandbäder bei Rheumatismus und Gicht. 

Lehmbäder bei Rheuma, Gicht, Skrophulose, 

Reibesitzbäder bei Darmstörungen und Stoffwechselkrankheiten. 
Kneipp’ sehe Güsse bei Stoffwechselstörungen, Fettsucht, Ischias, 
Rheuma; sie erzeugen örtliche Überflutung (lokale Hyperämie), 
naturgemäßer als mit Diathermie. 

Liegekuren in Lufthütten auch nachts. 

Diät: Obst-, Zitronen-, Rohkost?, Schrotbrotkuren, die erste Vor- 
” Aussetzung zur Behebung der Darmträgheit, der Fettsucht, der 
harnsauren Diathese: der Gicht und des Rheumas, des „Arthri- 
tismus“! Die Diätbehandlung ist die wichtigste; sie geht auf den 
/ganzen Menschen. Im Jungborn erhält der Kranke in 4—6 
Wochen nicht bloß eine Heilbehandlung, er erhält daneben eine 
^Gesundheitserziehung fürs Leben. 

Dieser kurze Grundriß mag vorerst genügen, für den ersten 
Jungborn einer Krankenkasse zu werben. Man wird mir zugeben, 
hier, ist eine Pflicht zu erfüllen, eine Tat zu tun! Mit geringen 
Mitteln, wenn man die Spanne der erfaßbaren Krankheiten und 
. die. heute auch von eirnsten wissenschaftlichen Köpfen zugestan- 
i dene -Wirkung befrachtet. Gerade für die Großstadt aber ist der 
Jüngborri, der vor ihren Toren liegt, ein besonderes Bedürfnis ! 
-Tausende warten darauf! Die Krankenkassen, als Träger der ge- 
: rneinnützigen Krankenversorgung, sind als erste berufen, hier 
" eine fühlbare Lücke auszufüllen! 

• • Kran k e n k a s s e n , sch a f f t N a t u r h e i .1 p a r k s , 

. jungborn^, für e u re Mi t gl i e d e r ! 
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v V*) Auch der Hamburger Biologe und ehemaliger Serologe, Professor 
* Huch-Hamburg,' spricht sich in seinen „Aphorismen zum Heilproblem“, 
Kabitzke-VerL, Leipzig 1925, sehr offen über die notwendige Umstellung 
unserer ^Wissenschaft“ zu einer; biologischen 1 Denkungsweise aus: 
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Krankenhauswesen und offene Fürsorge 

in Wien 






Der Wiener Stadtrat, Gen. Prof. Jul. Ta ndje.r, dem das Gesund* 
heitswesen und die soziale Fürsorge untersteht, hat bereits vor: .einigen 
Jahren von seiner fruchtbaren Tätigkeit in der so. gut verwaltete; Kommune ' : 
im „Verein Sozialistischer Ärzte“ berichten köiinen. Auf einer Tagung !deS;V i; 
Gutachterausschusses für das öffentliche Krankenhaus wesen hat laudier: 
kürzlich über das ooige Thema ein sehr beachtenswertes /-.Referat' 
halten. Nach einem Bericht der „Zeitschrift für das gesamte ..Krankenhaus^ 
wesen“ führte Tandler u. a. folgendes aus: ’ . ^ 

„Mir untersteht das Gesundheitsamt, das Jugendamt, .das . 
allgemeine Fürsorge, das Friedhofsanyt und- jene Abteilung*. ;• welche 
technische Führung der gesamten geschlossenen Anstalten, "das 
Heime mit insgesamt rund 25 000 Betten, zur Aufgabe, . .hat. Zü^idiesw....;>J^^^^ 
Gruppe gehört der Mensch eigentlich schon, .bevor er geboren wird, 
er gehört zu ihr. bis zu seiner Beerdigung. 

Die Wirksamkeit des Jugendamtes beginnt mit der. oGebürjfci-.desv 
viduums, womit nicht gesagt ist, daß unsere Wohlfahrtspflege; erst dort, 
cinsetzt Ich habe z. B. die erste fakultative E h e berat ung s s te l le , 
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begründet; sie wird viel 


iel besucht, aber nicht. ,auf, die. Zahl ..der'- /Besucher * 

auf die Erweckung des Verantwortlichkeitsgefühles ... .. - 


kommt es an, sondern auf die Erweckung des V erantwortlich keitsgeiuhles 
bei der Menschheit. Weiter haben wir die dem ;.i Gesunäheitsamtei.uh^ 
stellten Mütterberatungsstellen.. Das Jugendamt erfaßt aljel 
Wien geborenen Kinder, da Hebammen urid'^Äizte 'die- ' : VfSXpfl!cli'tiizi^r 
haben, die Geburt zu melden. Das Qebürtszeugnis < •:w,and^t'• i •;^Il;\•;das• , Be-:-; 
zirksjugeudamt. Die Fürsorgerin hat die Aufgabe* sofort, in die betreffende; ^ 
Wohnung zu gehen. Ist die Wöchnerin reich ödej; JbemitteJt, darin beglück- . ; . } 
wünscht die Fürsorgerin die Dame im Namen der Gemeinde." Ist • -die v be- . 
treffende Person arm, dann hat die. Fürsorgerin’.' sich, um'-sievzttibeküm 
Ein Drittel aber Frauen entbindet in unseren Anstalten, und auch , 'aa,,'müssen ; ;.’ fc 
wir Vorsorgen. Die städtischen Fürsorgerinnen ..sitzen .in den staatlichen ; iäBif 
Gebäranstalten. Hier haben wir einige.. :der wenigen : Pun’kte, wo. ^amikäle;^'';/; 
Verhältnisse zwischen Bund und Gemeinde bestehen.* Wir suchen 
Menschheit aber auch in anderer Beziehung schon vor ihrer. .Geburt: .'.zü . 
beeinflussen. Mit der in unseren Mütterberatungsstellen geübten Schwan- 

gerenfürsorge haben wir eine systematische Bekämpfungsart der Syphilis . 
gekoppelt Die Möglichkeit der Behandlung der Syphilis wird ./dadurch' ;; 
gesteigert, daß wir den Frauen eine Prämie , für die .Untersuchung '.und ’''-rVc;V'-A^^s 
Behandlung geben. Diese Maßnahme ist viel mehr wert als. alle Zwangs- ' 
ge setze. Wir haben versucht, die Frau dort . zu ;’;päcken,/.vWp^ 
meisten zu packen ist: bei der Liebe zum Kinde; Aber auch die' -Zahl ' 
der Männer, die zu den Beratungsstellen . für ; . Geschlechtekralhkehkommeh^ ; 
wächst von Tag zu Tag. Bei der Erfassung, der ■■•'Kinder': 7i^chMder;M^M|^^ 
Geburt unterscheiden wir zwei Arten der Fürsorge. Im allgemeinen lassen,^ ; 
wir das Kind in dem Milieu, in "welchem es geboren wurdei MDie • Er-, 
haltung im .Milieu ist nicht nur eine finanzielle ' F rag e, son d e m * wird • •• ;"!• 


aus prinzipiellen Gründen bevorzugt und -''durch '-die, "•fürsorglichen. ' Il3.di*f ; J::v|;f^i^ 
kationen geregelt Wir kontrollieren r all ^das, was.>dort^;]gemacht.^wi^;Fy;g^|a 


von uns einen 


selbstverständlich durch unsere Mütterberatungsstellen. «• Die ■ Frau> .eihäl^;^ : F^ 
z. B. von uns einen Beitrag nur solange, sie mit dem 
Mütterberatungsstelle kommt Komplizierter ist der, . Lauf y-der^Füjre^ 
dann, wenn sie mit Milieuveränderung vor- sich-geJit^^Zti 'dieseitoZw^ 
haben wir in Wien die KinderübemahmesteUe • ausgebaut * AIL dasuin,: 
Jugendfürsorge, was mit einer Milieuveränderung verbunden ^ isf ,y : gfelitr .3. 
durch dieses Haus. Die Kinder werden dort guarantähisiert '/Dort 
Möglichkeit der Beobachtung gegeben.* Wir’ nehmen.] Kinder 
Fürsorge, weil die kranke Mutter ir»& -Spital gehen miiß; • .'--.Kraderr'\köhnen^ 
oft in ihrem Milieu nicht bleiben, weil der Vater ein ^ .Trünkenbold^ist:^; 
oder weil die Mutter eine zu weite Auffassung in- der ^IJebe- hat g Ändere^ 
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Gründe sind Schwererziehbarkeit der Kinder und die ebenso häufig ein- 
tretende Unerzogenheit der Kinder. Es ist selbstverständlich, daß wir bei 
der Errichtung des Betriebes auch den Zusammenhang mit einem Spitale 
im Auge gehabt haben. Die kranken Kinder werden sofort dorthin über- 
geben. Verbleiben gesunde Kinder nach Ablauf der Quarantäne in An- 
staltspflege, so werden sie je nach ihrem Alter und ihrer Eignung ent- 
weder dem Zentralkinderheim oder einer der beiden genannten Kinder- 
herbergen am Tivoli oder Grinzing übergeben. Wir fragen nicht danach, 
ob ehelich oder unehelich, sondern nur danach, ob versorgungsbedürftig 
oder nicht. .Diese große Anstalt, erbaut zu Anfang des Jahrhunderts, 
.nimmt 500 Kinder und nahezu 200 Mütter auf. 


Nun die Organisation der Fürsorge für die erwachsenen Menschen. 
Wir unterscheiden .hier die offene und- die geschlossene Für- 
sorge. In der offenen Fürsorge stehen rund 36000 Menschen. Sie werden 
befürsorgt durch die 5000 Fürsorgeräte. Die Indikation zum Uebergang 
aus der freien Fürsorge in die geschlossene kann durch zwei Organe 
gestellt werden: den Fürsorger und den Arzt. Hier haben wir wieder 
einerseits die Amtsärzte und andererseits die Armenärzte. Die Armen- 
praxis wird durch Aerzte, welche städtisch angestellt sind, ausgeübt, 
sie haben das Recht der Privatpraixs. Sie sind jedoch auf den 
A u.s sterbeetat gesetzt. Ich befinde mich hierbei wahrscheinlich in 
starkem Widerspruch mit einer großen Anzahl von Kollegen. In Zukunft 
wird aber die Majorität auf meiner Seite sein. Die Armenärzte, auch städ- 
tische Ärzte genannt, haben sich um die Armen zu kümmern. Sie haben sie 
zu besuchen und ihnen Medizinen zu verschreiben. Die Apotheke hat das 
Rezept zu effektuieren, wir bezahlen es. Ferner bezahlen wir verschriebene 
Brillen, Bruchbänder, Bandagen usw. Kann der Mann draußen nicht mehr 
fortkommen, so kommt er in die geschlossene Fürsorge. Die Menschen 
werden bei ihrer Aufnahme nicht nur medizinisch, sondern auch psychisch 
überprüft und beobachtet. Im Versorgungshaus Lainz wurde eine Auf- 
nahm eabteilung eingerichtet* die* einzig und allein das Recht der Auf- 
nahme hat. An die Spitze dieser Abteilung wurde ein äußerst erfahrener 
Arzt gesetzt. 

Wir sind auch berufen, die Schuljugend zu befürsorgen. Vor allem 
suchten, wir die Schulzahnpflege durzuführen. Wir nehmen die Kinder 
nur in die systematische Zahnpflege. Wer im ersten Jahre nicht gemeldet 
wird, ist für die Schulzahnpflege verloren. Wir legen nicht das Haupt- 
gewicht auf die Behandlung, sondern auf die Wartung und Pflege der 
Zähne und des’ Mundes. Unsere Kinder lernen systematische Mundpflege. 
Sie werden unterrichtet im Zahnputzen. Wir haben damit recht große 
Erfolge, erzielt. Sie können sich vorstellen, daß das alles über die Kinder 
hinaus erziehlichen Erfolg hat. Wir haben es soweit gebracht, daß sogar 
die Eltern das Zähneputzen gelernt haben. 

Wir sind verpflichtet, auch die Tuberkulose zu bekämpfen. Die 
Zahl der Tuberkulosebetten haben wir auf 2500 erhöht. Wir haben selbst- 
verständlich die Tuberkulosefürsorge ganz anders eingerichtet, als sie 
vor dem Kriege war. Die Vergebung von 2500 Tuberkulosebetten ist 
in der Hand eines einzelnen Menschen, eines Arztes. Nur so ist eine 
wirklich .ökonomische Ausnützung der Betten zu erlangen. Dies hat 
sich bisher bewährt. Wir bemühen uns auch, in der Erfassung der 
Tuberkulose Fortschritte zu machen. Wir haben im vergangenen Jahre 
die allgemeine Tuberkulosereaktion versucht. Im letzten Jahre sind 14 000 
Kinder in die erste Klasse gekommen. 

Was das Krankenhauswesen selbst anlangt, so wiii ich zunächst auf 
unser großes Krankenhaus, das „Krankenhaus der Stadt Wien“ in Lainz, 
seinerzeit Jubiläums-Spital genannt, hinweisen. Wir haben außerdem 
noch drei Kinderspitäler, hervorgegangen aus der privaten Fürsorge. 
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Der Apparat zur Verwaltung aiier dieser Anstalten ist ein-, recht 
großer, wenn man bedenkt, daß 25 000 Betten geführt werden und die 
Klagen darüber nicht größer sind als die Klagen über jegliche mensch- 
liche Institution. 

Wir haben uns bemüht, auf dem Gebiete der Organisation des ge- 
samten Wohlfahrtswesens das Möglichste zu leisten. Vielleicht haben 
wir es besser geleistet, als wenn es organisch entstanden wäre, weil 
eine gewisse diktatorische Entschiedenheit aus der Revolutionszeit , vor- 
handen war, und weil hinter uns die Peitsche der Not kontinuierlich 
geschwungen wurde und weil alles sich für die Angelegenheit begeistert hat. 

Es gehört zu allen Dingen eine psychische Beeinflussung. 
Diese muß natürlich vor allem dort einsetzen, wo die Menschen empfind- 
sam sind. Die Gesamtempfiiidsamkeit war ja gegeben. Jede Revolutionierüng 
hat zur Voraussetzung eine Herabsetzung der Reizschwelle der Menschheit 
für da was innerhalb der Menschheit selbst vorgeht. Dieselben Mensche» 
können das, was sie durch Hunderte von Jahren, durch die Allgemeinheit 
oder durch einzelne Bevorzugte ertragen haben, deshalb nicht mehr 
weiter ertragen, weil ihre Reizschwelle heruntergesetzt ist. Trotz allem 
Elend der damaligen Zeit ist es gelungen, die Leute wirklich seelisch 
zu erfassen. Daher ist es selbstverständlich, daß die Menschen bereit 
waren mitzugehen, um so bereiter, weil jeder am eigenen Leibe gefühlt 
hat, daß nur der kollektivistische Standpunkt der gegensei- 
tigen Verpflichtung losgelöst von der sogenannten Wohltäterei, also ein 
Rechts- und Pflichtverhältnis, das gegebene Fundament jeglicher Wohl- 
fahrtspflege ist. Wir waren verpflichtet, die psychische Situation zu er- 
fassen, weil wir uns sagen mußten, ohne diese Erfassung hätte das Land 
absolut zugrunde gehen müssen. Man hat überall gehungert so gehungert 
wie in Wien aber nicht bald wo. Dazu kam, daß dieser Staat getragen wfar 
durch eine Jahrhunderte alte Geschichte, überragt von der Gloriole einer 
Residenzstadt eines uralten Herrschergeschlechts. Nun plötzlich durch 
das Abreißen der gesamten Umgebung ist die Stadt dagebliebcn als eine 
Klippe in einem Meer. Selbstverständlich war der innere Zusammenbruch 
ein ungeheuer größerer als in den anderen Staaten. Es war auf das kleine 
Stuck Land zusammengeflutet, was sich auf die gesamte Monarchie 
hätte verbreiten sollen. Daß wir schwer darunter gelitten haben ist kein 
Geheimnis. Daher war es in Wien ganz besonders schwer.. Die Schwierig- 
keiten haben sich durch die ungeheure Not der Nachkriegszeit noch 
gemehrt. Wer damals einen Einblick in die Verhältnisse hatte, weiß, 
daß es sich um halbe Tage gehandelt hat, ob überhaupt noch ein 
Kohlentransport Wien erreichen wird. Daher war es notwendig,' diese 
Menge seelisch zu erfassen; die Mittel, die sonst vorhanden waren, haben 
versagt. Das kann nur gemacht werden durch den wirklichen und .un- 
mittelbaren Kontakt mit der Menschheit. Ich bin der Ueberzeiigung, daß. 
je mehr alle die Menschen, die sich mit Wohlfahrtspflege beschäftigen, 
einsehen werden, daß nur im Kontakt mit den zu Befürsörgenden ge- 
arbeitet werden kann, daß dann alle Wohlfahrtseinrichtungen ganz aridefs 
nussehen und viel leichter zu führen sein werden. Was ‘wir erreicht 
haben, ist viel. Wir haben unsere Institute zu erfüllen versucht mit dem. 
Geist, den wir eben für den modernen halten. Das alles wäre nichts 
möglich gewesen, wenn wir nicht imstande gewesen wären, die Be- 
völkerung fürsorgebereit zu machen. Das war eine psychologische Lei- 
stung, eine Art der Einstellung des- Gesamtvolkes zur Wohlfahrtspflege,, 
zur Fürsorge, eine Schwängerung der Luft dieser Stadt mit der Idee 
der Selbstaufopferung, wie man sie sonst nicht sieht. Es kommt nicht > 
auf die Einzelheiten an, sondern auf das, was am schwersten zu begut- 
achten ist: die Gesamteinstellung des Volkes zur Idee der Wohl- 
fahrtspflege. - 
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•.••>^'•30 ' f 'r^-? ^ ~ ; Schutz^A^ Matter a Ktad in Deutschland - ‘ 

Schutz fur Muttgr und Kind ?a Bsirts miaiii d 

•^^: :: ’; ; ;v^:;Der kommümstis^ e s e t z e n t w u r f z u in S c h u t z für 

M u t f e r; u n d K in d , der seit mehreren Jahren dein -Reichstag 
• yorlag, wurde kürzlich von allen' bürgerlichen Parteien im Plenum 
- abgelehnt, von ' denselben Partelen> die 1925 im BevÖlkerungs- 
o ' politischen Ausschuß einen entsprechenden Gesetzentwurf ver- 
■ . langten. .. 

r,-: r Die Kommunisten in ihrem Entwurf folgende 

Einrichtungen durch die Gemeinden: 

v.:-V.'..; : ,1, S ch wange renf.ür so.rg es teilen zur Beratung und 

•. und Unterstützung aller minderbemittelten Schwangeren. 
£v :&&: 5 c h wange ren- u nd E n t b i n d u n g s h e i m e in ge- 
■K r v nügender Zahl. 

I; : .3, Anstellung von (Je b a mm en und.Wochenpflege- 
;i; r i n n e n. ; 

v 4; H ei me f ü r M u ii er und Kind, die bis zu einem 
'.r...-.: . : Jahre nach der Niederkunft Aufnahme, Behandlung und 
r . Pflege gewähren. 

>: : /5.. Obligatorische Säuglings- un d Kl einkin de rf ür - 

, ; ' sorge. 

6. Obligatorische Ki n dergä rten mit Verpflegung und ärzt- 
lieber Behandlung. 

... In' bewußter Verkennung der Lebenslage der werktätigen 
Massen rufen die bürgerlichen Parteien nach einer Denkschrift. 
Erst wenn diese 'vorliegt,, wollen sie entscheiden, ob für Mutter 
und Kind noch besondere Einrichtungen notwendig sind. .In 
: Wirklichkeit stellen selbst bürgerliche. Statistiken, wie z.B.; die 

der deutschen Textilindustrielien fest, daß von den Arbeiterinnen 
dieser Industrie^ 21,3 0/V bis zur . Niederkunft arbeiten, weil das 
Wochengeld zum notwendigsten Unterhalt nicht ausreicht. 

' Es fehlen in Deutschland die Heime für Mutter und Kind, 
v ■ die den Frauen Unterkunft gewähren, wenn sie am 5. und 
. 6. Tage nach der Niederkunft entlassen werden! 

•-:C Es fehlen die Krippen und Horte für die -Säuglinge und 
r . Kinder der werktätigen Frauen. Sind doch im‘ Reichsdurchschnitt 
34,5 o/o aller Arbeiterkinder unbeaufsichtigt! 

■L ■ * ^* s fehlen ganz' besonders die Wohnungen, die den Kindern 

; ^ Licht;mnd Sonne geben! ’ 

: A\ y . •' Die ausgemergelten Mütter und unterernährten Kinder sind 
die l eben d i g e Denkschrift die die bürgerlichen Parteien von 
: der Notwendigkeit eines Schutzgesetzes überzeugen müßte. 

*7; Am Täge- der Beratung, des Gesetzes hatte sich eine Anzahl 
.. von ;Frauendelejgationen aus; den Betrieben im Reichstage ein- 
7 gefunden. Die sozi aldemokratischen Abgeordneten erklärten ohne 
^;,:';Ayeit e res,: daß- sie die kommunistischen Forderungen anerkennen. 

5.Y®rfr' eterin der Zentrumsfraktion äußerte, „das Samenkorn 
: i ® ers * aufgehen, zunächst ..sei die Denkschrift abzuwarten.“ 




Ergebnisse des ; Schutzes für Mutter :und T Kiridan S6wjetruBland ; 00 

Im Interesse der Volksgesundheit n ehm eh di e söziäüstischen " 
Arzte eine unbedingt bejahende Stellung; ^u- önem ^solchen Ge»- - 
setzentwurf ein, unterstützen die Forderungen der proletarischen ^ 
Frauen und werden an ihrer Seite den Kampf ; für aüsreieheh»;;.- 
den Schutz für Mutter und Kind führen • ;;-Ä.riHv' v 4o- . 


des Schutzes für Mutter und Kind 


Das zaristische Vorkriegsrußland war in der Höhe der Säug-? 
Hngssterblichkeit führend vor allen anderen Staaten;; die russi- : • 
sehen Zahlen erreichten aber ihren Höhepunkt erst wahrend des. 
Krieges. 1915: 27,4 <y 0 ; 1916: 32,4 o/ 0 . Manche bürgerlichen 4 

Staaten wiesen bedeutend niedrigere Zahlen auf, so zVB/.$chwe^ 
den für die Zeit 1902 — 1904 8,2 — 8,4 Norwegen 1901 — 1904 V 

7,3— 7,5 o/ 0 ; Deutschland 1901 20, 7% 1918 dagegen 15,5 ^ - 

(also Abnahme der Säuglingssterblichkeit während des Krieges). U 
Erst nach der Oktoberrevolution konnte, die sowjetrussische 
Gesundheitsfürsorge, die alle wissenschaftlichen Erfolge ;in;.denx.:. 
Dienst des Volkes stellte, durch eine groß angelegte* planmäßig ; 
durchgefübrte Organisation ernsthaft die Säuglingssterblichkeit 
bekämpfen. Schon nach einer erstaunlich kurzen Frist — trqtzr 
Krieg, Bürgerkrieg, Blockade und Hungerkatastrophe : sprechen ; 
die Resultate mit überzeugender Kraft. So geht die Säuglings- 
Sterblichkeiten Leningrad von 1 8,7 o/o im Jahre. 1920 auf. 12,9 w ; 'o‘ 
irr. Jahre 1923 zurück, in Moskau von 23,9 °/o im Jahre 1920 auf 4 
14,6 «za im Jahre 1923. AJ'l :\'V, •'v 

Über die Bedeutung der gesetzlichen , Maßnahmen ^ 
Schutz für Mutter und Kind gibt die Beantwortung einer Enquete;, 
im Textilfabrikhezirk von Prochowski lehrreichen" Aijfechlülfe 
Enquete berücksichtigt im besonderen die Inanspruchnahme der - 
Neueinrichtungen zum Mutter-, und Kindesschutze, die Bedeutung . 
des bezahlten Urlaubs je 2 Monate yor und nach der • Entbin- 
dung, die Benutzung der Kinderkrippen. • • rivG; 

Es stellte sich bei dieser Enquete heraus, daß für die Zeit . 
vom 1 . 1 . 1917 bis 1. 1. 1923 die Sterblichkeit der in den Krippen -' 
untergebrachten Säuglinge auf 1,7 °/o gesunken ist, • während - sie ; 
bei den nicht in Krippen untergebrächten 2,5 mal so groß ist,,,: 
also 4,25 o/o beträgt. Bei den Kleinkindern bis zu2 Jährenbe-- 
läuft sich die Sterblichkeit in 'den Krippen auf 0, bei denen; ; 
außerhalb der Krippen aber auf 10,9 °/ov : 

Sehr interessant ist auch die Gegenübersfellurig;. der Sterb- O 
lichkeit der Kinder von Müttern, die von ihren! Sch^angOTeniMa^^ 
Gebrauch gemacht haben zu derjenigen der Kinder von jMütterii ^ f 
ohne Schwangerenurlaub, sie verhält 'Sich- 26,9 ö /o zu* 

Die Angaben des Moskauer Statistisch eix Amtes bn^en^:* 
ganz ähnliche Zahlen wie die Prochowski-^qüet6’: £ 


WW:: 






32 Zur Reform des medizinischen Studiums 

die^ Angaben eine Herabsetzung der Sterblichkeit der in Krippen 
unte rgebra ch ten • Säuglinge auf etwa 1 , 0 o/ 0 . # 

Die angegebenen Zahlen sind ein . unwiderlegbarer Beweis 
für de Erfolge der Sowjetmedizin und der Sowjetgesundheits- 
fürsorge : auf dem Gebiete des Schutzes für Mutter und Kind, 
das sind .die Erfolge der Gesundheitspolitik der proletarischen 
Macht. Der bürgerliche Statistiker Dr. Böhmert-Bremen nennt 
die Säuglingssterblichkeit in Deutschland „eine Kultur- 
s chan de“, er weist darauf hin, daß die Säuglingssterblichkeit 
keineswegs durch Bazillen hervorgerufen wird, daß sie viel- 
mehr in den tiefen sozialenundwirtschaftlichen Miß- 
ständen begründet ist. Deshalb hat nach seiner Ansicht die 
Bekämpfung nicht vom medizinischen, sondern vom sozial-politi- 
schen Ende zu.- beginnen; während er darauf hin weist, daß im 
Vorkriegsdeutschland „das Portemonnaie der besitzenden Klasse" 
für die Bekämpfung dieser Kulturschande verschlossen blieb, 
sei jetzt von den schönen Worten des § 119 der Reichsverfassung 
alles zu erhoffen. 

Wir glauben, daß bei dem Massenelend, der Massenarbeits- 
losigkeit, der ständigen Bedrohung durch Kriege in der ganzen 
kapitalistischen Welt es für diese Fragen keine Lösung & geben 
wird, wir glauben mehr an die Erfolge des russischen Prole- 
tariats, das es sehr wohl verstanden hat, „das Portemonnaie der 
besitzenden Klasse"^ zu öffnen und die sozial-politische Lösung 
des Problems herbeizuführen durch Verwirklichung einer 
proletarischen Gesundheitspolitik. 

Dr. Sch. Angeluschew. 

Statistische Angaben aus: Mamichin, Einfluß 
der Schutzmaßnahmen für Mutter und Kind, Soziale 
Hygiene Nr. 6, 1925, Leningrad-Moskau. 


Zur Reform des medizinischen Studiums 

Gegenwärtig wird im preußischen Wohlfahrtsministeriiim die 
Frage* der Reform des. medizinischen Studiums beraten. Die 
Redaktion des „Soz. Arzt" hat sich in einer Rundfrage an eine 
Reihe sozialistischer Universitätslehrer und Sozialhygieniker ge- 
wandt, wie nach ihrer Meinung der neue 'Studienplan bezüglich 
der sozialmedizinischen Ausbildung zu gestalten wäre. Wir ver- 
öffentlichen heute die bisher eingegangenen Antworten von Alfred 
Grotjahn und M. Hodann. (Weitere Antworten folgen in der 
nächsten Nummer.) - 

Prof. Dr. med. Grotjahn, ord. Prof. d. sozialen Hygiene 
a. d. Universität Berlin: 

Nach meinen Erfahrungen ist für das Fach der sozi- 
alen Hygiene die Einführung einer Pflichtvorlesung 
von je zwei Stunden wöchentlich während der letzten beiden 




Rundschau 


Studiensemester und der Bestimmung, daß in der medizinischen 
Staatsprüfung nicht nur wie bisher in der experimentellen,- sondern 
auch in der sozialen Hygiene unter besonderer Zensurierurig zu 
prüfen ist, dringend notwendig. Außerdem sollte man* den Medi- 
zinalpraktikanten zur Pflicht machen, in jedem Vierteljahr des 
Praktikantenjahres ein ausführliches sozi alm edizinis ches 
Gutachten über einen selbst beobachteten Fall aus dem Gebiete 
des sozialen Versicherungswesens (Arbeitsunfähigkeit, Invalidität, 
Unfall usw.) einzureichen. Für den Studierenden der Zahn- 
kulkundc gilt das gleiche. 

Stadtarzt Dr. Max Hodann-Berlin. 

Zwei Gesichtspunkte scheinen mir wichtig: Ein theoretischer 
und ein praktischer. 

Theoretisch sollte verlangt werden, daß die Mediziner etwas 
mehr als bisher, nämlich mehr als überhaupt nicht, in ökono- 
mische Zusammenhänge eingeweiht würden. Man, könnte daran 
denken, den Besuch der sozialhygienischen Akademie als Plan- 
studium zu verlangen und dabei die Zusammenhänge, die zwi- 
schen Krankheitserscheinungen und sozialer . Lage bestehen, 
stärker herauszuarbeiten, als das bisher selbst auf dieser Akademie 
geschieht. 

Praktisch muß man sich mit der Tatsache auseinandersetzen, 
daß das sogenannte „praktische“ Jahr hinreichend versagt hat, 
um noch weiter in der bisherigen Form beibehalten werden zy 
können. Das ist sogar im Reichsgesundheitsblatt zugegeben 
worden. Es ist nicht gut, wenn der junge Kollege sich in 
bedeutenden Kliniken daran gewöhnt, Herzdiagnosen ausschließ- 
lich mit Elektrocardiograph und Röntgenogramm zu stellen; über- 
haupt ist das Ueberwuchern der medizinischen Technik eine 
schwere Gefahr für den Anfänger in- der ärztlichen .Allgemein.- 
praxis. Man sollte erwägen, ob nicht das praktische Jahr in 
Form von Assistenzen E>ei bewährten Allgemeinpraktikerh vor 
allem auf dem Lande abgeleistet werden könnte, sofern es über- 
haupt als „Jahr“ weiter bestehen soll. Ferner ist dringend zu 
wünschen, daß in der gleichen Weise, wie Kliniken und Sana- 
torien, auch große sozialhygienische Fürsorgestellen die Aus- 
üildungsbefugnis für Praktikanten erhalten. Nur so kann der 
sozialhygienische Nachwuchs herangebildet werden, ohne daß 
dem Approbierten nach der Approbation erneute Kosten er- 
wachsen — ein sozialer Gesichtspunkt, der gerade von unserer 
Seite aus gebührend betont werden sollte. 

Rundschau 

Albert Kohn f. V 

Der Tod des langjährigen Vorsitzenden der Allgemeinen 
Ortskrankenkassen der Stadt Berlin ist weit über die Kreise 
der deutschen Krankenkassenbewegung schmerzlich empfunden 
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.^oi^etl:; • Di t -i^ziäli^fe cüatzteri; an A l b e r t K o h n 

• ;r -fljesöhders vjfte^ Vorkämpfer der Sozialver- 

- : ' sich^rungVv. der ' die vkrankepkassen auszugestalten suchte, damit 
§$3^/// ; Sie : >lhren -böheren ^Zwecken:; entsprechend zur Besserung der 
p£§ /. v hy gierfi sch en un d sän itär en Verh äl tnis s e der werktätigen Massen 

WMf-i . ' ? beitr4g e nV • ; Ihi ^;kämpf.{gegeri die Volksseuchen und ihre größten 
||5';v r< sozialen . Ursachen^: die^ Wohnungsnot und , das Wohnungs- 
" s täii.ä er rseiii JangerAZeit in- -vorderster Reihe. Gerade 
' seine sorgfältigen ;und • >Jristrüktiveh: ■ 'Wöhnungs’enqueten fanden 
' : ;v-mtf.;Recht : bei . "allen: ^Sozialhygienikern und in der ganzen öffent- 
5 ^i^^ ; './Iichkeit größ^ Beachtung. 

:v: ' Der ., ,' Verein "Sozialistischer Ärzte“ gedenkt gern der engen 

'• - ® • fischen; : Albert Kohn und dem Verein bzw. 
Ä&ä v ^seinen einzelnen^ Mitgliedern seit mehr als einem Jahrzehnt be- 
; . standen. Häufiger hatten wir Gelegenheit, ihn mit seiner reichen 
Erfahrung als Referenten in unserer Mitte zu sehen, zuletzt 
|p// : ; über das' aktuelle Thema „Ambulatorium und . Sozialisierungs- 
: frage“. ;’Nöch; Icurz vor seinem Tode interessierte er sich besonders 

" ' die Kampagne, die der V.S.Ä. gegen das Wohnungselen d 
^ zu Tühren plant. 

Die- sozialistischen Arzte werden, wie das in unserem Auf- 
'-trage Gen. Simmel an , der : Bahre zum . Ausdruck brächte; das 
®Bv/ Andenken dieses;' Mannes, der im Dienste des Proletariats allzeit 
&/// : f r eu digwi r k t e,i n :• Eh r enfial t en . - . ■ 

! ’/ “ ' • . * * Ewa 1 d Fabian.' 
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für die Kampagne, die der ^ V.S.Ä. gegen das Wohnungs elend 
zu führen plant. 

Die ' sozialistischen Ärzte werden, wie das in unserem Auf- 
träge Gen. Simmel an der, Bahre zum . Ausdruck brächte; das 
Andenken dieses Mannes, /der im Dienste des Proletariats allzeit 
freudig wirkte, in: Ehren halten. ' . ( 

: * ’y / ' '' 'jf- * E-w J a 1 d Fabian.' 

■ ; Dcr Ällgemeine Deutsdib Gewerksdiaftsbund 2 um 
: y ^ Jfcbeitss^üizg^ Mieterhöhung 

/ ,,„per Bundesausschüß des ADGB. stellt, fest, daß der von der 
Regierung ' vorgelegte Entwurf zu einem . A r b e i t s s c h u t z g e s e t z in 
keinem, seiner Teile der berechtigten sozialpolitischen Forderungen der 
deutschen Arbeiter entspricht. * Sein Hauptstück, die -Arbeitszeit- 
r e g e 1 u.n,g , ist ein Hohn auf den Achtstundentag. 

. ;Es werden unter -Verschlechterung selbst der gegenwärtigen Regelung 
tägliche' Arbeitszeiten bis zu 12 und mehr Stunden legalisiert. Die 
Wochenarbeitszeit soll nach dem Gesetzentwurf eine Ausdehnung er- 
. fahren können, die -die kühnsten Erwartungen der deutschen Unternehmer 
noch übertrifft. Die. zugelässenen zahlreichen Abweichungeir vom 
Achtstundentag müßten, .dazu führen, daß künftig keine Aufsichtsbehörde 
id:e Durchführung^ des Gesetzes überwachen könnte. — Der Bundes- 
/aüssichuß fördert von. der,:Reichsergierung und dem Reichstag, daß das 
•.Ä^bcitssch.utzgese.tz._..;:dfe-^yAfbdtszeit-:\klar und eindeutig und für alle 
Arbeitnehmer auf '^höchstens ,48 Stunden begrenzt. Etwaige überarbeit 
darf,\,tinter ; strengster Beschränkung auf dringliche Fälle, nur auf Grund 
von frei zwischen den wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeiter und 
Unternehmer . vereinbarten Bestimmungen und unter Zahlung eines be- 
sonderen Zuschlages voll mindestens 25 Prozent zugelassen werden. .Die 
Möglichkeit von Zwangstarifen mit längerer Arbeitszeit durch verbindlich 
erklärte Schiedssprüche ist gesetzlich auszuschalten. 

Die. Bestimmungen über den ,S c h u tz d e r ,w,e i b 1 i c h e n und j u - 
^ endliche n Ar b.e i t ne h.m e r , ü be r N a c htarbeit und Ruhe- 
zef r - und . Ki n d e r s ch ut z sind völlig ungenügend 
und bleiben r zum.- .Teil weit hinter den elementarsten Forderungen der 
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Sozialpolitik zurück. Der Jugendschutz muß 

18, Lebensjahre . • ausgedehnt und durch G'ewäfrrungi"^ 

ausgebädt werden. ' ' ■ . . ' .• *' ’ -k y- l. r 

Für besonders ge sund h e i t sg e rä:h r ri ch e^fS'edrrii^'C^mu'ß 
Gesetz mehr als der Entwurf vorsteht, .besondere ; Schutzbestimmungen enfe^ 


halten. Die Vermeidung der S o n n tags a r.b ej t: ; muß : 'y ielv 

als der Entwurf es vorsieht, außer auf. die Verkehrsbetriebe' v -'lihcl;.'.' . d fe|f 
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Tätigkeit mit Ausnahme der notwendigerweise aurcngenenaen-iArpeiijeni 
ebenso Verkäufe jeder Art müssen vollständig und ausnahmslosem^ 
Arbeitnehmern, deren Arbeit 'ihrer Art nach ' am ';Söhntag^•yemcfi.fei• werden 
muß, ist dafür eine mindestens 36stühdige . '.ühunterbrocKönei^ 
in der Woche zu sichern. p L' " sc ^ 

Der Geltungsbereich des Arbeitsschutzgesetzes muß sich 
Umfange auch auf die Betriebe der Landwirtschaft, ' v dero£i$ch^ 

Bergbaues unter Tage, auf See- Fluß- und ä Luft schiff ah rt • 
auf Hauswirtschaft und auf das P f 1 e g e p e r s o iri a ,1; : u n i.d di a : ü 
schaftliche Personal in Kr an kk e n - ; u n,d 'p P 
s t a 1 1 e n erstrecken. Besonderen Eigenarten dieser Gewerbe '.kann- 
Sonderbestimmungen Rechnung getragen werden. c K’v.’’ -.rc.. 

Außerdem nahm der Bundesausschuß gleichfalls .einstimmig in 
gender Entschließung Stellung zur „L o h n f r ag .e ü ri d : M i e t e r 
hang": „Während die Steigerung der Kaufkraft ein Mittel. zur Überwin-pyp^^.^^ 
düng der furchtbaren Arbeitslosigkeit, ist, droht die Wirtschaftspolitik;:’^ 

Unternehmer und der Regierung die Lebenshaltung der Arbeiter und 
stellten noch weiter herabzudrücken. Trotz ider.^älibnaHsierüng^undpder • 
vermehrten Ausbeutung der Arbeitskraft zeigen gerade .die 'Wa^eir- 
Verbrauchsgüter der Industrie keine oder eine ganz! geririgöjre 
Preissenkung, die den Gewinnen der Unternehmungenp^uch^ nicht iieritr rp ppg^^ 
femt entspricht. Statt dessen seigen die .Leb e.n 's' m i 1 1 eitere i $ e.v. 

Hinzu droht eine erhebliche Steigerung der Wo h n u n g 
miete zu treten. ' . 'p :.ppj pP' . -p‘ v ' \P‘;‘ • P / 

Das von den großen Wirtschäftsverbäriden ; der yrtternehrnjer ;* unter- 
stützte Drängen der Hausbesitzer -'nach : * , heschleunigteri .-iErhöhungp:^ 
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den Wohnungsbau diese Warnung in letzter Stundet '■ 
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„Die Rente' der Hausbesitzer darf unter keinen •'••Umstäriaen - ; erhöht > 
werden. Alle eintretenden Mieterhöhungen müssen --- -'iduTch^* 

Lohnerhöhungen ausgeglichen werden. Insbesondere sind in allen — 
Lohnvereinbarungen bindende Klauseln vorzusehen, wona'dh^ alle _ im? Läufe'- ■, 
der Vertragsperiode eintretenden Mietserhöhungen automatisch 1 'dffirOT^ 
erhöhungeil ausgeglichen werden. . . • ' • !'V : '-Ä 

Darüber hinaus muß aber zur B e s e i t i g u n g ; d e r ;a l l;gf ni e i n e WM 

Notlage der Arbeiterschaft, zur fte huag; #er?:lf 
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Di es e Forderungen des A. i r, Q. o. g egen alle^ 
der Bürgerblock-Regierung, die durch Verlängerung . der Arbeits^ 
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zeit, durch niedrige Löhne- und Erhöhung der Mieten Not und 
Elend bei der arbeitenden Bevölkerung- ständig erhöhen, müssen 
tatkräftige Unterstützung auch l>ei den sozialistischen Ärzten und 
allen wirklichen Hygienikern finden. Der Kampf um den 8-Stun- 
deritag ist im wahrsten Sinne des Wortes ein Kampf für die 
Stärkung der Volkskraft, für die Volksgesundheit. 

' Abbau des Achtstundentages durch das 
Arbeit sschutzge setz 

Über dieses Thema referierte Marie Friedrich-Schulz 
in der Sektion Gesundheitswesen des Verbandes der Gemeinde- 
und Staatsarbeiter. In allen Berliner Anstalten ist der Acht- 
stundentag wieder .eingeführt worden, und schon soll er wieder 
illusorisch . gemacht . werden durch das Arbeitsschutz- 
gesetz. Nachdem alle Diskussionsredner die Ablehnung dieses 
Gesetzentwurfes gefordert hatten, wurde einstimmig die folgende 
Resolution angenommen: 

„Die am 10. Februar 1927 im „Nordischen Hof' zu Berlin tagende 
Versammlung der Beschäftigten der Berliner Kranken- und Pflege anstaüen 
erhebt einmütig Protest gegen den vom Reichsarbeitsministenum heraus- 


Achtstundentag 

„Das „R exh t a u f A r b e i t“ im wörtlichen Sinne hat die 
bürgerliche Gesellschaft längst proklamiert und verwirklicht, es hat 
den Pauperismus der Erwerbsfähigen, diese unserer 
Zeit vorbehaltene soziale Krankheit, nicht verhindert ; das 
Recht auf Arbeit ist das Recht zu verhungern, oder ins 
Arbeitshaus zu kommen, das „bekanntlich ein einem Jeden 
geöffnetes Zuchthaus darstellt.“ Diesem „Recht auf Arbeit'* 
gegenüber jnit seinen traurigen Konsequenzen: der Über- 
arbeit der einen, der Arbeitslosigkeit der andern, hat 
der Sozialhygieniker das Recht auf Muße, das Recht auf Faul- 
heit, die gesetzliche Beschränkung der Arbeitszeit 
zu fördern. Indem r die XIX. Sektion des Kongresses (für Hygiene 
und Demographie in Budapest 1894) einstimmig den gesetz- 
lichen Achtstundentag als hygienische Forderung votierte, hat 
sie das vornehmste Mittel erkannt, um auf dem Boden der heu- 
tigen Gesellschaft eine Beschränkung der Arbeitslosigkeit, eine 
Erhöhung der Lebenshaltung der Arbeiterklasse und damit eine 
Hebung ihrer Gesundheitsverhältnisse zu erreichen. — 

Wo die übermäßig lange Arbeitszeit zur Erschöpfung führt, 
wo der Standard of lif e unter das Existenzminimüm sinkt, 
wo mangels ausreichender Ernährung und Erholung des Schnaps 
seine verheerenden Wirkungen äußerst, wo Frau und Kinder von 
früh bis in die Nacht hinein mitverdienen helfen müssen, wo 
die Familie zusammengepfercht in der Küche haust, während 
Schlafleute die Stube bewohnen, — da ist kein Platz für hygie- 
nische Bestrebungen, da ist der Boden für Endemien und Epi- 
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gegebenen Entwurf eines Arbeitsschutzgesetzes und die beabsichtigte voll- 
kommene Entrechtung des Krankenpflege- und Anstaltspersonals. Die 
Versammlung stellt fest, daß dieses Arbeitsschutzgesetz 1. jeden Schutz der 
Arbeitskraft des Krankenpflege- urrd .Anstaltspflegepersonals' vermissen 
läßt, daß 2. die Verordnung vom 13. Februar 1924, die das Personal der 
Kranken- und Pflegeanstalten nach den eigenen Worten des Reichsarbeits- 
ministers Dr. Brauns wesentlich ungünstiger stellt als andere Arbeit- 
nehmerschichten nicht nur aufrechterhalten bleiben, sondern noch , weiter 
verschlechtert werden soll; 3. stellt die Versammlung fest, daß die Begrün- 
dung des Entwurfs, nach welcher das „Pflegepersonal in K rank enpfl ege - 
anstalten weiterhin der Sonderstellung bedarf“, die ihm durch die Verord- 
nung vom 13. Februar 1924 „eingeräumt worden ist“, eine glatte Ver- 
höhnung des Pflegepersonals darstellt, und daß 4. die Annahme dieses 
Gesetzentwurfes den Arbeitsfrieden in den Berliner Kranken- und Pflege- 
nnstnlten von neuem stark erschüttern würde. Die . Versammlung leSnt 
deshalb den Entwurf des Arbeitsschutzgesetzes mit aller Entschiedenheit 
ab und begrüßt die Anträge, die darauf hinzielen, das Krankenpflege- und 
Anstaltspersonal dem Notgesetz zu unterstellen. Sie erwartet auch ferner- 
hin von den Arbeitervertretern im Reichstag und im Reichswirtschaftsrat 
eine nachdrückliche Unterstützung des von der Reichssektion. Gesundheits- 
wesen im Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter geführten Kampfes 
um die Durchführung der 48-Stunden-Woche in den Kranken- und Rflege- 
anstalten und zur Beseitigung aller ausnahmerechtlichen Bestimmungen 
für das Krankenpflege- und Anstaltspersonal.“ 


demien vorbereitet, da hört die Inanspruchnahme der Kranken- 
versicherung nicht auf. ; 

Auch wenn der Achtstundentag erkämpft ist, . — - und 
Pflicht der Ärzte vor allem ist es, Schulter an Schulter neben 
den Arbeitern für ihn einzutreten — , wird freilich Arbeitslosigkeit 
und Massenelend nicht verschwinden, wird das ftecht auf Arbeit 
in dem Sinn, daß jeder, der arbeitskräftig ist, auch wirklich 
seinen Kräften angemessene Beschäftigung findet, nicht verwirk- 
licht werden. Die der kapitalistischen Warenproduktion imma- 
nenten Gesetze, die noch rapider fortschreitende Technik werden 
diesen Kulturfortsrhritt in seinem Effekt nur zu bald ausgeglichen 
haben. 

Erst mit der Lohnarbeit selbst, mit der Ablösung der unge- 
regelten kapitalistischen durch die planmäßige kollektivistische 
Produktionsweise werden die Schäden dieser Wirtschaftsform, 
werden Unterkonsumtion und Überproduktion mit ihren Folgen 

verschwinden. 


Dann erst wird die Zeit für die großen hygienischen Auf- 
gaben gekommen sein, für Vermeidung aller überhaupt ver- 
meidbaren Krankheit und Invalidität. — — — • 

Dann erst wird auch die Zeit gekommen sein, wo die 
Hygiene und ihre berufenen Vertreter, die Ärzte, den ihnen ge- 
bührenden Platz in der Gesellschaft einnehmen, wo der leidige 
Konflikt zwischen dem materiellen Interesse, des Arztes 
und dem idealen des Hygienikers aus der Welt geschaft ist. 

Dr. J. Zadek, 

der Mitbegründer und langjährige Vorsitzende 
des V. S. Ä. in seinem Buch „Die Arbeiterversicherung“. 

Eine sozial-hygienische Kritik 1895. * 
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^ ^ _ _ __ einigen: Z jaftren': stellte 1 der bekannte - Kunstmaler 

den in der Malerkoloriie Worpswedelh'err- 
.:*:? T licli ;^efegerieh '^Barkorihoff^ dfet Rbfen’;M 

zut K indern von inhaMerteri^ RevolutionäFen und 
. .W deren Väter im Kampf um die soziale* Republik gefallen 
;sind*/ wird iii; döm Heim eine vorübergehende Erholung gewährt. 
Seibst^ein offizieller Polizeibericht muß feststellen, daß die Kinder, 

: : :cttef^ werden, eine kräf tige Kost 

e^ädteh^;daß{ cias Kinderheim, in dem peinliche Sauberkeit herrscht, 
^i nen ^ni u § t e r jg ü lt i g e n : E in d r uc k macht. Aber die ganze 

nicht, zu dem sich diese Republik, 
im Zeichen des^^ S und Schmutzgesetzes, von Tag zu 

Ais Vorwand dienen die Wand- 
gemäldey mit denen Vogeler, ein anerkannter Künstler, die Wände 
geschmückt hat. Natürlich sind diese Bilder 
der JJdeenw.eit : ; der Kinder angepaßt, die zur Erholung in dem 
untergebracht sind. -Der zuständige Regierungspräsident 
-von /Stade fordert die Zerstörung der Wandgemälde und beharrt 
&ß . :f ^ aüf dieser Forderung, ungeachtet aller Einwände und Proteste 
• von* Künstlern^ Gelehrten und Schriftstellern. Man beginnt bereits 
^;:f- ' : ;- : ;damit,- : dem Kinderheim die bisher gewährten Vergünstigungen 
- i; 2Ü lentzi eheri. . " Al>ges elien von /der reaktionären Einstellung der 
Behörden, die den: Protest aller Kulturmenschen hervorrufen muß, 

' ; r Zünden -/wir/ als: so zialis tische Ärite uns ganz beson- 
'/ders - '; 'gegen die ^Bedrohung: eines Kinderheims, in dem bereits 
pg/^'//; : etlich'e. hundert:' Kinder’ -der 'Ärmsten zur Wiederherstellung ihrer 
^|^g//:öesündheit- Erholung finden konnten. In einer Zeit, in der 
^selbst amtliche >StelIen>. wie jüngst der preußische Wohlfahrts- 
: TOini§t<er, ; l .deri: •ungünstigen. Ernährungs- und allgemeinen Gesund- 
/. v heitszustanäder Klein- und Schulkinder für überaus bedrohlich 
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halfen^/ sollte ein solch . mustefgültiges Kinderheim wie der 
, Barkenhöf f" in jeder .Weise gefördert und nicht dem Terror 


■n 




der ^Polizeibehörden ausgesetzt werden. 


Ewald Fabian. 




Der Alkoholismus 

/./ v. (Eine S t a t-i s t i k des Jammers) 
den letzten Jahren ist die Zahl der Trunksüchtigen dauernd ge' 
gen. Wieviel Elend mit der Trunksucht, verbunden ist, enthüllt u. a. 
h "' der amtliche . Bericht über die Tätigkeit der Fürsorgesfelle für 


ln 




Alkoholkranke im 
bgehden: Ziffern: 


Bezirk; Berlin-Spandau. 


igKei 

wir 


entnehmen ihm die fol- 


Fälle 


/Gesamtzahl. der behandelnden 
Gesamtzahl der Trinker/inder .... . 
•dävon minderwertig • ‘ ; . . / . . 

körperlich - schwach ... : . . . . . . 

«Geschlechtskrankheiten unter der Wirkung 
des Alkohols ; erworben . . . . . 


1923/24 

355 

346 

10 

118 


1924/25 

1925/26 

451 

565 

515 

581 

22 

23 

146 

193 

7 

16 
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Verbrechen unter der Wirkung des Alkohols} 1 : ' : •.- .*:< 

verübt ... ... . . . - ... ..- 

.entmündigte Trinker . ... 

unter vorläufiger Vormundschaft stehende' 

Trinker .....'. 

In Trinkerheilstätten untergebracht . * . \ 

In Irrenanstalten untergebracht . . ,. . .. 

In Krankenhäusern untergebracht . . 

Die Fürsorgestelle bemerkt dazu, daß ' . ffir. ~ • nur ^ r Ji •!*.-;• J 
Trunksuchtsfälie bekannt wird. Denn ' nur ' 'in' ;deiir = äußersten^ 
wenn sie die Mißhandlungen der Kinder oder der: eignen ,o‘Fersörir : > 
nicht mehr ertragen, wenn , sie den Verfall der Wirtschaft .-itoicht^ 
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mitänSCii cii können, entschließen sich die ge^uälienC 
in die Fürsorge, oder mitleidige Nachbarn, die .sich des Elends7iri7^ 
Trinkerfamilie 
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erbarmen, erstatten Anzeige. 1 Mindestens 7 .^J^eberisawL 
Jammer und unsagbares Leid gibt es 'abör . ; t noch- 
Fürsorgesteüe nicht bekannten Trinkerfamilien. — Der ..Kampf 'gegen 
Alkoholismus ußd seine tiefsten Ursachen, Massennot und; .Massenelend/. 
wird angesichts solcher Tatsachen zur gebieterischen Notwendigk^0itg^} 
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Zehn Jahre Wissenschaft in der Sowjetunion J; « 

Die Hauptverwaltung der wissenschaftlichen . Anstalten ...... 

bereitet zum zehnten Jahrestage der Revolution die . Herausgabe 
der Jubiläumsschrift „Zehn Jahre Wissenschaft: in der . 'Sowjet-?. v.»- 
union" vor. Die einzelnen Aufsätze ' dieses" - Sammdwerkes 
den von den hervorragendsten Fachgelehrtenu;gescHn.eb^ 

Ln der Einleitung werden die wichtigsten Aufgaben; und' 
die das Volkskommissariat für Bildungswesen der Wissen 
*■** die nächsten Jahre stellt, aufgeführt werden.' : -.VC 
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Sowjet-Medizin • g' •' C ' ßf _ 

Prof. Viktor Schilling von der ersten Medi*z.< KiiiriiK^'ät« . „_ ;vv 

Charite berichtete kürzlicli über die „Wi s seh;s chäf Ell'c 
Medizin in Moskau und Lenin.gr a d ; im Z.eic h£n :d;e:s>^gg^ 
Leninismus in einem Vortragsabend, der . 




Gesellschaft zum Studium Osteuropas“ und von deng Bi llrpth- i / 




Stiftung für deutsche Heilkunde im Auslande“ veranstaltet wurde;- 
Der Vortragende hatte eine mehrwöchentliche Reisemäch Rußlän^ 
unternommen, um dort medizinische Vorträge zu halten und Püh->D;^^ 
lung mit der russischen Kollegenschaft; zu ..nehmen^' 
wurde durch Lichtbilder und Original-Wäh^^ 
gab ein interessantes Bild .von der :; ' Ent^icläuhg.-;der / 
russischen Medizin und Sozialhygiene. iS:chi 11 in g/}könnteC^s|^|Q^ 
eigner freier Entschließung etwa 30 wissenscHäftliche^Ihstit^^ 


besichtigen 



unseren 



wissenschaftlich geschulten; Medizinern;^ 

gleichen, aber doch können sie .als tuchtigfe^;^ 

• . %■ ' t •*' ~ ; y.r- v. * - >• "i ei ^ i m .j- * •<»: 
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beamte .'in ' jenem Lande segensreiche Arbeit leisten. Die rein, 
wissenschaftliche Forschungsarbeit wird in den großen Städten 
aüsgeführt, und zwar in Instituten, die in einstigen Prachtbauten 
mntergebracht sind; Das Zentralinstitut für Hygiene 
beispielsweise enthalte: nicht weniger als 15 000 Diapositive, die 
an ärztlich interessierte Personen für Vorträge und sonstige Auf- 
klärungsarbeit verliehen werden. Prof. Schilling berichtete 
weiter von Zahnambulatorien, Nachtsanatorien, in die arbeits- 
fähige, nervenschwache Menschen nachts aufgenommen werden, 
von Diätküchen, Arbeiterkurörten und zahlreichen Dispensaires, 
wo viele Tausende Rat und Hilfe finden. Besonders interessant 
sind die psycho-technischen Institute, die die Veränderungen 
studieren, die bei industriellen Arbeitern infolge der Arbeitstätig- 
keit entstehen. Hier arbeiten Schlosser, Dreher usw., die ständig 
von Ärzten und Ingenieuren beobachtet werden. Man versucht 
hier eine Art russisches Taylorsystem zu schaffen, das gestattet, 
höchst e Leistung mit geringstem Kraftaufwand 
zu vollbringen. Die gute Organisation, das übersichtliche Karto- 
theksystem werden besonders lobend hervorgehoben. 

Anerkennend äußerte sich der Vortragende noch über die 
erfolgreichen Bestrebungen, Aufklärung in der Säug- 
lingspflege und für Mutterschutz zu schaffen. Her- 
vorragende Künstler haben im Dienste dieser großzügigen Pro- 
pagandaärbeit Plakate gefertigt, die an allen öffentlichen Stellen 
ausgehängt werden. 


Zahnärztliche 

Behandlung in öffentlichen Krankenhäusern! 



Sv. 


In die allgemeine sozialen Hygiene gliedert sich ganz natur- 
gemäß die Fürsorge für das menschliche ■ Gebiß ein. Denn, 
wenn auch die Erkrankungen der Zähne und des Mundes 
nicht den Krankheiten der lebenswichtigen Organe gleichgestellt 
werden können, so ist gleichwohl die Mundhygiene von großer 
Bedeutung für . die Volksgesundheit. Die systematische Schul- 
zahnpflege wird bereits großzügig geübt in einem Netz von 
Schulzahnkliniken. In immer weitere Gebiete dringt die soziale 
Zahnheilkunde ein. Auf die Notwendigkeit, zahnärztliche 
Stationen in den Krankenhäusern zu errichten, , weist 
mit Recht Dr. Jonas- Breslau in einem beachtefiswerten Auf- 
satz in der „Zähnärztl. Rundschau“ (Nr. 7, Jahrg. 1927) hin. 
Mit geringen Ausnahmen herrscht in den Krankenanstalten eine 
starke Gleichgültigkeit gegenüber Zahnleiden. Die einzige Hilfe 
besteht wie ehedem beim preußischen Militär in der Extraktion 
des schuldigen Zahnes, ganz gleich, ob er erhaltungsfähig ist oder 
nicht. Diagnostische Fehler und mangelhafte Extraktionstecbnik 
unserer- ärztlichen Kollegen vervollständigen das Bild der Zer- 
störung.' Für eine sachgemäße Behandlung ist in den größeren 
Krankenanstalten ein mit den nötigsten Apparaten und dem 
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entsprechenden Instrumentarium ausgestätteter Behandlungsraum 
eine selbstverständliche Forderung im Interesse der Kranken. 
Mi t Recht wesst der Verfasser darauf hin, daß; aef Endzweck, 
den Zahnleidenden unentgeltliche, geeignete Hilfe zu gewäh- 
ren, über dem Stande stehen müsse und nicht an - den 
relativ geringen Kosten scheitern dürfe. „Die soziale Zahn- 
heilkunde kann nicht vor den Toren der öffentlichen Kranken- 
anstalten Halt machen !“ Bisher erfüllen diese Pflicht u. W. 
nur in geringem Maße wenigstens Hamburg und Berlin. Vor 
allen Dingen in den Stadtgemeinden mit sozialistischer Mehr- 
heit sollten die sozialistischen Fraktionen mit Leichtigkeit diese 
Forderung in nächster Zeit verwirklichen! E. F. 

ü.ms der sozialistisches Ärztebewegung 

Emil Löhnberg f 

im Dezember v. J. starb Dr. Emil Löhnberg in Hamm 
i. Westfalen. Die Wissenschaft verliert in ihm einen tief forschen- 
den Geist und einen Praktiker von hervorragender Bedeutung. 
Wohl selten aber ging der Menschenkenner und Helfer so innig, 
mit dem praktischen Operateur zusammen wie bei diesem kristall- 
klaren Charakter. Am tiefsten werden die Erinnerungen an 
diesen Mann bei den Proletarierfamilien lebendig bleiben, für 
die er ganz besonders jeder Zeit helfend zu haben war. Auch 
werden jene Männer an ihn denken, die in den Kriegslazaretten 
von ihm behandelt wurden. Da waren es gerade die psychisch 
Zusammengebrochenen, denen er durch wenig Worte Kraft und 
politische Erkenntnis erweckte, und als die .Front sich aüflöste, 
als das deutsche Volk erkannte, auf welche verbrecherischen, 
Wege es aus Habsucht und Märktegier von einer kleinen' Ober- 
schicht großer Kriegsspekulanten verführt war — da war 
Emil LÖhnberg erkennend und klärend an der Seite der um: 
die Wahrheit ringenden Massen. Gehaßt von allen Finsterlingen, 
suchte man sein Leben zu vergiften. Und trotzdem, nie kannten 
wir den Mann als einen Verbitterten, sondern immer -als einen 
freien Kämpfer mit offenem Visier. — Emil Löhn b erg 
stammte selber aus sehr kleinen, schweren Verhältnissen. Seine 
Lebenshaltung war äußerst einfach, dabei hatte er den Rahmen 
seines Hauses mit Hilfe seiner künstlerischen Freunde zu einem 
Muster technischer Kultur gestaltet. Durch wirtschaftliche Schwie- 
rigkeiten infolge der Kriegsjahre und durch Verlegung und Ein- 
schränkung seiner Praxis auf das Land nach Willingen im 
Waldeckschen war Löhnberg gezwungen, die Kunstwerke, mit 
denen er sich umgeben hatte, an Galerien zu verkaufen* Er war 
einer der wenigen gewesen, die Bilder von Paula Modersohn er- 
warben, zu einer Zeit, als diese Kunst noch ein völlig -um- 
strittener Faktor war. — Der Gesundheitszustand Emil: Lohn - 
bergs erlaubte ihm bald nicht mehr die beschwerliche und. primi-- 
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iiye r Landpraxis a zu erhalten er verlegte seine .Praxis ' 

naeh 'H amra^ zurück und begann unter "schwierigsten Verhält- 
nisse Infektion riß das Leben- dieses 

Forschers ^und Kämpfers aus seiner Bahn; Er fiel als / Opfer 
s^ihes^Benifes. So wird uns . sein Bild im Gedächtnis bleiben. 
1 ;V> ; . ' ( .■ v , • ;; ;• "'Heinrich Vogeler. _ 

j.- v-; '• • .Wolf Krojanker -j; 

; ^^ach langem, schweren Leiden verschied Genosse Dr, Kro- 
j ä : n k e der de^m', ^Verein Sozialistischer Arzte“ seit einem Jahr- 
zehnt ; angehörte. " Außerordentlich geschwächt und entkräftet 
suchte er im Dezember v. J. ;das Schör A berger Krankenhaus auf. 
i; Die. Krankheit verschlimmerte sich/von Tag zu Tag; nach wochen- 
langem Leiden erlöste ihn der Jod:, Bis zu der Zeit, da ernste 
Sorgen des Alltags tind sein schlechter Gesundheitszustand ihn 
bedrückten, verfolgte Krojanker mit reger Anteilnahme unsere 
V v/o*beit im ; V. ^ S; Ä. Daneben beteiligte er sich eifrig in der wirt- 
: schaftlichen Organisation der Zahnärzteschaft, in seiner engeren 
•. Berufsgruppe. Im persönlichen Umgang war er eine liebens- 
‘würdige und äußerst hilfsbereite Natur, ausgezeichnet durch be- 
sondere -Vorliebe zur Musik, die er auch ausübte. ' 

v Wir verlieren in ihm, den alle Freunde als treuen, aufrichtigen 
; Genossen schätzten, ein wertvolles Mitglied unserer Organisation 
l iiind einen lieben Kollegen. Der V. S. A. wird ihm ein ehren des- 
v: Andenken bewahren ! E. F 

;■'> . : • • Neue Mitglieder .. 

v In :jB e r 1 i n: . -Emst Bernhard, Hella Bernhard, Winternitz, Martha 
Rausch enplat, S. Tannhauser, Käthe Rieß, Franz Heimann, H. Marcusson- 
m Begurt, rritz Salinger, Lotte Wolff, Max Grünthal, Hanna Boenheim, 
u Edwin Le wy, : Fritz Peiserj F. Jampolsky/LKönrad Hirsch, Erdmann. In 
• -L e i pz ;ig: weill, Soloweetschik, Koch, Liepschitz, Hermann, Benedek I 
v und ll. H e r d w a hg e n ' (B a de n) : Friedrich Wolf. Z ü r i c h: Fritz 
Briipbacher. Frarikf ürt a. M::; ; \yalter Riese. 


i " r . y 

;J;\; ... 


-M 



ferfi'V -V- •- •• 


Gen. Richard Schmincke Stadtrat in Neukölln 

■• Als Nachfolger des verstorbenen Kollegen Silberstein wurde 
Dr. .R. Schmihcke-Dresden zum besoldeten Stadtrat und Dezer- 
Renten für. das Gesundheitswesen gewählt. 

Die sozialdemokratische Fraktion schlug als Kandidaten 
: den Gewerkschaftsbeamten Hugo Älbrecht, die Kommunisten, 
die' hisher im Bezirksamt: nicht ihrer Stärke entsprechend ver- 
treten waren, zunächst den Bezirks verordn eten Farwig vor. Die 
Demokraten und, die. anderen bürgerlichen Parteien setzten sich 
unter allen Umständen für die Wähl eines ärztlichen Fachmannes 
. eim ' Nach, einigen . ergebnislosen . Wahlgängen . zogen die Kom- 
munisten ihren ersten Vorschlag . zurück und nominierten den 
•Öen. --Dr. Schmiricke,: der schließlich in der Stichwahl mit r 28' gegen 
25 Stimmen für Älbrecht gewählt^ wurde. .. 


Rundschau 


«3 

Wir begrüßen es, daß Schmincke, über dessen läftgjährigö 
Tätigkeit im Sächsischen Landtag wir in unserer letzten Nummer 
einen Bericht aus seiner Feder veröffentlichten, . numtiehr/ in 
einer so wichtigen Kommune wie Neukölln soziaihygienisch im 
Dienste der gesamten arbeitenden Bevölkerung zu wirken -Ge- 
legenheit haben wird. An der tatkräftigen Unterstützung der 
sozialistischen Ärzte soll es nicht fehlen. 

Zur Gründung ^ 

von Ortsgruppen des „Vereins $oz. Ärzte“ 

Dank der Initiative etlicher Leipziger Mitglieder ist "es gelun- 
gen, die erste Organisation sozialistischer Ärzte außerhalb Berlins 
zu schaffen, die auf der gleichen Grundlage wie der V SÄ. auf- 
gebaut ist. Wir hoffen, daß in der nächsten Zeit in vielen ßtädten 
dieses Beispiel Nachahmung wecken wird, zumal allenthalben 
bereits Einzelmitglieder vorhanden sind. Wir unsererseits, werden 
die Bewegung nach Kräften zu unterstützen und zu fördern suchen; 
Sobald greifbare Fortschritte zu verzeichnen sind; werden; wir 
eine Vertreterkonferenz vielleicht in Mitteldeutschland einberüferi, 
um eine Reichsorganisation mit entsprechenden Statuten ins Leben 
zu rufen. - . : " 

Nachstehend bringen wir das 

Protokoll * V 

über die am 18. Januar stattgefundene Gründungs-Versammlung!. ' 

der Ortsgruppe Leipzig des „Vereins Sozialistischer Ärzte“. , ‘ . 

Anwesend waren: Dr. Soloweetschik, Blumberg, : Koch, Weil!, 

Liepschitz und Hermann, die sämtlich auf Befragen des Vorsitzenden, 
Dr. Soloweetschik, erklärten, der Ortsgruppe beitreten und eifrig' mit- 
arbeiten zu wollen. ' • ■ _*• *' |l 

Die neugegründete Ortsgruppe wird vorläufig von Dr. . Solo-' 
weetschik geleitet, die geschäftlichen Arbeiten übernimmF-Weill. Es 
wird davon Kenntnis genommen, daß Herr Dr. Benedek und Frau Dr.' 
Benedek, die Aerztin ist, der Gruppe ebenfalls beigetreten sind, 'jedoch 
heute abend verhindert waren zu erscheinen. Es steht zu hoffen, ; tfäß; 
wir durch eifrige Werbetätigkeit noch zahlreiche • neue Mitglieder ge- 
winnen werden. 

Genosse Soloweetschik eröffnet die Versammlung mit- einem kurzen 
Referat über Zweck und Ziel der Organisation. Er betont vor allem, ; 
daß es eine unendliche Zahl von ungelösten sozialistischen Problemen, 
zu behandeln gibt, z. B. die Wohnungsfrage,- die 1 Kurpfusch erfrage*' 
sowie die lokale Frage der ärztlichen Versorgung, der -Presse beär- \ 
Leitung. • !f • • ' ' ;->.v . 

Dr. Koch erwidert, daß er prinzipiell bereit sei, an der Arbeit' teil- 
zunehmen. Er betont besonders, daß auch der Kampf gegen das ärztliche 
Muckertum aufgenommen werden muß, daß man auch die reaktionär 
eingestellte Aerzteschaft schon deshalb bekämpfen muß, weil : sie ver- 
sucht, einem wissenschaftlich andersdenkenden Kollegen (Koch ist Ver- 
treter der Naturheilmethode), die Ehre abzuschneiden. Er ist deshalb 
auch nicht für die Art der Kurpfuscherei-Bekämpfung, wie sie bisher 
von den Standesorganisationen betrieben worden ist. DL*?* : 

Blumberg erwidert unter teilweiser Zustimmung und regt an, besonders 
über die Aerzteversörgung und über die' Frage des ärztlichen Nachwuchses ; 
zu arbeiten. Es wird beschlossen, in nächster Zeit einen Diskussionsabend 
über die Frage des ärztlichen Nachwuchses zu halten, wozu besonders auch' 
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^h^^lfers •■■■■Anzähl- 1 noch -: nicht- zu den Kassen zugelassener. Aerziö 
ein^eladen ^rdeh : : soll.; ^ Weiterhin will Koch u seiner 

. Beharidlüngsmeth ode - referieren, . damit sich die wissenschaftlich anders- . 
denkenden -Kollegen ein Bild über seine . Anschauungen machen können. 

• Es wird weiterhin beschlossen, vorläufig monatlich Mk. 1 — Beitrag • 
zu erheben, bis mit: Berlin zentral über die Beitragsfrage verhandelt 
wordbn äst jedes; Mitglied* ist verpflichtet, sich selbst in Berlin beim 
Genossen Fabian änzumelden und Mk. 10.— Jahresbeitrag (für Bezug 
der Zeitschrift usw.) nach Berlin zu zahlen. r 

Als Tag der nächsten Sitzung wurde der 9. Februar 27 festgesetzt 
Hierzu 3 oll besonders der Stadtarzt Dr. Marlott eingeladen werden. 

: • Leipzig, den 24. Januar 1927. 


Veranstaltungen des V. S. Ä. 


;• Dir „V* re in So i \ a 1 i s t i s c h e r Arzte“ folgte am 9. 12. 26 
' einer Einladung des Genossen Magnus Hirschfeld in sein Institut für 
Sexualwissenschaft Hirschfeld hielt dort ein Referat über }i B e d e u - 


Sexualwissenschaft Hirschfeld hielt dort ein Referat über ^Bedeu- 
tu hg , W e s e n u n d M e t h odik der Sexualwissenschaft 
’ mit Demonstration einiger Fälle und machte seine Gäste später mit den 
dnzelnen Abteilungen - seines Institutes bekannt . . ' 

; In seinem Vortrag gab HirscHfeld zunächst einen kurzen historischen. 
Rückblick über die Entwicklung seiner eigenen Arbeit bis zum Ausbau 
zur Sexualwissenschaft und ging dann näher auf die Ziele dieser Wissen- 
schaft ein, /die: in der Hauptsache aüsged rückt werden können in der 
Erst'rebung einer neuen Geschlechtsmoral und der Beeinflussung der ver- 
schiedenen Kategorien geschlechtlicher . Zwischenstufen zur Nützbar- 
machüng ihrer Energien für die Gesellschaft. Die sehr demonstrativen vor- 
geführten Fälle - bewiesen, daß es möglich, ist, durch; Schaffung des 
. „ Gleichgewichts zwischen seelischen und sexuellen Bedürfnissen aus apathi- 
; sähen, melancholischen, arbeitsscheuen; „Zwischenstufen“ arbeitsfreudige, 
lebensbejahende Menschen zu machen. 

/ Das Institut enthält zwei Abteilungen, entsprechend den verschie- 
. denen Gebieten des Studiums der Sexualwissenschaft und der Behandlung 
und ; der Behandlung . der Patienten. ’• Besonders hervorzuheben ist die 
/ -Abteilung für- Mutter und Kind, die Eheberatungsstelle, die Berufs- 
beratungsstelle, das Archiv, die kostbaren Sammlungen von Präparaten, 
Darstellungen und Ausdrucksformen, die ethnologische Sammlung mit 
Darstellungen aus dem Geschlechtsleben der verschiedensten Völker, vor 
allem .aber die seltene' Bibliothek mit der sorgsam gesammelten Spezial- 
literatur und zwölf Arbeitsplätzen, Einrichtungen, die del weiteren For- 
schung der jungen wichtigen Wissenschaft dienen- sollen. 

• Am 24. 11. 26 wurde im V. S. Ä. die Frage der E h^e b e r!at ua.g 
behandelt. Gen. Hodann hielt ein sehr interessantes. Referat über 
seine , Erfahrungen in .der Eheberatungsstelle . und gab die prinzipiell zu 
folgernden Schlüsse und Forderungen. Er setzte auseinander, daß heute 
.die Ratsuchenden selten vor Aufnahme des Geschlechtsverkehrs kommen, 

; um; über Fragen' der Heredität Aufschluß zu erhalten, sondern daß ste 
; : in v der großen Mehrheit kommen zur Aufklärung über Präventivmittel 
(Geburtenregelung); oder zur Beratung bei. ehelichen Differenzen, 
f- Diese Störungen : und Differenzen sind fast immer hervorgerufen 
durch die mangelhafte Kenntnis der Sexualbiologie und der „Technik'* 
des Verkehrs. Hier müssen wir die Forderung nach dem Ausbau des 
biologischen ‘ Unterrichts in Schulen .. und Fortbildungsschulen steilem 
Wichtigstes Behahdlungsgebiet der Eheberatung aber stellt die Frage 
. der Geburtenregelung dar. Ini Gegensatz zur bürgerlichen Forderung 
des Geburtenzuwachses um jeden Preis müssen wir aus 
wirtsch aflsp oliti sehen Gründen für eine Verringerung der Geburtehzalil 
; Eintreten, also« Aufklärung und Propaganda für Präventivmittel in um-' 
fasseuds^r'.'. ^Veise durchführen* Als erstes; aber müssen wir wirklich 
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gute, sichere, gesundheitsunschäctliche und billige Verhütungsmittel 
finden. Verabreichung des ' Präventivmittels und ärztliche Präventiv- 
Beratung und Präventivarbeit müssen Kassenleistuhgen wenienV Affrv'Ov 

In der Diskussion kamen die Gen. Rüben Wolf R p s e n t h.a 1^ 
Bornstein, Kollwitz, Pohl, Ko rach, Dthrae 1.,- T h ei 1 - 
haber, Haustein, Meyer, Turnau,. Se r na u , H o ff mahn- 
Gwinner, Simmel zu Wort. 'Alle Redner betonten die Wichtig?: 
keit des Geburtenregelungsproblems. Es wurden die verschiedenen 
Methoden der Schwangerscnaftsverhutung besprochen und die sonstigen; 
Aufgaben der Sexualberatungsstellen, zu denen alle Genossen, eine unbe* 
dingt bejahende Stellung einnahmen. Simmel regte die Bildung einer; 
Kommission an zur Ausarbeitung einer Resolution und zur Aufstellung 
unserer Grundsätze für die Eheberatung. Wir bringen die Arbeit dieser; 
Kommission und Ausführungen zu diesem . Thema . an anderer -Stelle 
dieser Nummer. ;-f ’A y/A-v 

Die „Not der Jungärzte“ war das aktuelle Thema, zu dem; :der 

V. S. Ä. am IQ. 1. 27 seine Mitglieder und Gäste eingeladen hat. 

Gen. Klauber betonte in seinem Referat , hauptsäidilidi^^.da6rSjes ; bei; 
uns in Deutschland keineswegs zu viel, sondern; eher zu wenig Arzte 
gäbe, wenn eine wirklich umfassende gesundheitsfürsorgerische ärztliche; 
Versorgung der Gesamtbevölkerung, , besonders ' des Proietari^ 
geführt würde. Wir sozialistischen Arzte /.wÖIlehC-k«&<s ; i;PrQle]^»efi^i^; 
sondern ganz im Gegenteil ein Aufblühen der; Ärzteschaft, aber, gemeinsam 
mit dem Proletariat. Der freie Beruf' des ->Arztes ist heute schon;: ziimf 
Großteil eine Illusion, der Arzt wird immer mehr Angestellter der 
Krankenkasse, der Gemeinde, des Staates. Eine J’grojfc Menge 
heute auf „freie Praxis“ oder auf Kassenzulassung harrenden , 
könnte zum Nutzen des werktätigen Volkes in . beamteten Stellen unter- 
gebracht werden: Vermehrung der Stadtärzte, der ^Schulärzte,; der^iOe- 
werbeärzte, der Gefängnisärzte,: Schaffung von Eheberaturigs- Und- Berufs- 
beratungssteiien. Die Notgemeinschaft müßte die“ Schaffung von neuen 
Ämtern zwecks Gesundheitsdienst am deutschen ; Volke. bei den 
meuterischen Parteien fordern.- ’w f. 

In der Diskussion, an der sich die Kollegen Jacks, Brann, . Loe\ „ 
Hattendorf, Benjamin, Karfunkel, Pari, Weiß, Erdmann, ^beteiligten^ 
kam von seiten der Notgemeinschaft , der Jungärzte. mehr die 
Ablehnung der Sozialisierung des Heilwesensy ja .. sogar i die Ab- 
lehnung der Beschäftigung mit sozialer Hygiene; -zum > Ausdruck;. 
Unsere* Arztgenossen betonten gerade die Notwendigkeit des-Ausbaus 
der Sozialhygiene, weil sich "hier das. Interesse der Bevölkerung 
mit dem der Ärzte deckt., In seinem Schlußwort trat Gen. .Klauber 
nochmals für die Zusammenarbeit der Ärzte ein, für die ; Erleichterung'; 
der Arztniederlassung auf dem Lande durch Zuschüsse und Wphhungs- 
stellung. Er forderte Erweiterung des Kampfes nicht nur gegen- , die 

W. A. und die Kassen, sondern gegen den Kapitalismus üna tür den 

Sozialismus. J, 

Gen. Leyy-SuhL beschäftigte sich in einer . Mitgliederversammlung 
des V. S. Ä. am 22. 2. 27 eingehend mit dem Problem :,,OberUn f a 11- 
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das interessante 1 und wichtige Thema 


und Kriegspsychosen“! Da . . .. r __ ... 

und seine heutige Bewertung in der ^ medizinischen und rechtlichen 
Anschauung sicherlich bei unseren Mitgliedern und Lesern die größte 
Aufmerksamkeit verdient, werden wir Referat und Diskussion in der 
nächsten Nummer des „Sozialistischen Arztes“ in extenso bringen. - >A;. 
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14. Generalversammlung 
des „Vereins Soziallsfisdier Arzte . - • a. 

Der erste Vorsitzende unseres Vereins, Gen. S im'.m:e;i' '->sa'b A ? 
Generalversammlung am 18f 2. 27 in einem .kurzen/ 1 : Referiit^^,P ; ife^;->^;'gg 

/erflofitehenr^ 


Arbeit* des V. S. Ä.“ Bericht über die Tätigkeit im verfiosseneii 
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l«hfe ; " Nac^ >^1wficm' ^liefe ken , der verstorbenen . Mitgliedei; 

gab •* öem -SilÄel^ eine ; Übersicht über die Mitgliederbewegung; 57-Neuy 
aüfnahraehi T Austritte, die aber nicht aus prinzipieller Ablehnung erfolgt 
sind.^Er gabeinen kürzen -Abriß unserer /Veranstaltungen (im vor- 
liegenden und in- den vorhe rigeri Nummern , des „Sozialistischen Arztes“ 
eingehend ^ referiert) ' Und ; berichtet ? dann über die neue Gliederung . un- 
r^v v stes-Vertin^ 'durch'die Bildung von Ortsgruppen. Bei 

: i >p : titer lortsaireiterider ^Eri Vereins zu festen Stützpunkten 

^ : und OiteriiÄci^im Reich/ 1 ^ wird; eine Neufässungt der Statuten notwendig 
; ^ wferdenp^die ^ auf- dem r E r s t e n D e ut s c h en Sozialistischen 
> A^ri t e U g- vöi^enommen t werden soll, unter . Mitwirkung .der neuen 
• - ^ -Auch--' unsere B e zieh uh gen zum ; A us 1 an d ? sind 

v^ingere geworden: wir - stehen in reger -Korrespondenz mit unseren -Arzt«-. 
r : genossen -in Frankreich, England und der- Tschecho-Slowakei, eine 
Korrespondenz, die teilweise schön zur aktiven, Mitarbeit geworden ist. ; 
,, • ; vJ.‘ Diese begrüßenswerte - Verbindung mit den ausländischen gleich- 

:%ar nur ^ möglich durch unsere Zeitschrift, deren 
v Hauptfehler wonl in der Unregelmäßigkeit ihres Erscheinens steht. Schuld 
däran frägt die Beschränkung; unserer Mittel, deshalb* werden Stiftungen 
für den Pressefonds dankbar begrüßt. - r ■ '• f • •. 

•-G^ al gibt hierauf Bericht über den Kassenstand. Er 

, plädiert zur Hebung des Pressefonds für Aufnahme von Annoncen guter, 
empfefileftswerter pnarmazedtischer Fabriken. 
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Ih r -der ^weiteren Diskussion werden Vorschläge gemacht für den 

. ..1« .... ..ä- s....v m • i +j'‘\ * ,* —« • ■ a * ■ . ' j _ — ii za. i - 1 & _ *• *L. 


§£g#0S':, /•“/ „Sozialistischen Arzt^, für die Aktivierung der Mitglieder, Anfragen- über 

medizinischen Fachpresse. . v - •/ . 

^ ;,>■& ^äen;i "F-irb^ auf die aufgeworfenen/ Fragen 
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ein.'küildigteine 
Öffentlichkeit ; an ; 


Aktion über die W o h nun g s n o t, für die breitere 
.... Er lehnt die Besserung unserer Pressemittel durch 
• ^ i Müdtäfigkdit rehergisch^ab; fordert dagegen einen Mitgliedspf lichtbeitrag 
züfif Presseföiids • in" Höhe von mindestens Mk. 3.— jährlich, j 
; v Die^Mit^Iiedeir ^ nehmen dann ubch Stellung zu . den Wahlen zm 
Arztekammer, zur ^Zwangsvereicherung, 'zum:>Programm des diesjährigen 
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etags;;zür- Kliniksperr üng. . 

r - Auf Vorschlag; des Gen. E yl enburg, wird unter dem Vorsitz .des 
ältesten anwesendem Mitgliedes^ des Gen; M a x C o h n , der alte Vorstand 
durch : Akklamation wiedergewählt. Der Antrag für-Erhebung des Zwangs- 
beiträgs yon Mk. 3i—^ für den Pressefonds wird einstimmig, angenommen. 

• ( C^'vE^Cfdlgt hierauf hoch die Verteilung von Dezernaten über^ Standes- 
fragen; ? Khmkenkassen und Bearbeitung medizinischer, und sozialhygieA 
nischer ^ Fr^en *iu :■ den Parlamenten. Nach einer kurzen -Darstellung 
: der ; Öem^ ür n ä u über -'die Anträge der verschiedenen. Landtags- 
: fräktlönen; die Äufhebüng deS- 20o/oigen Abzugs am: -Kassenarzthonorar 
betreffend:-; kommt es über diesen Punkt zu einer längeren Aussprache, 
Die Gen. S c k htf n c k e und T h e.i'Lh a b e r vertreten' entgegengesetzte 
Stanäpünkte;-/die\saher. wegen der vorgerückten. , Zeit nicht mehr klar 
■.'-.ü-i ^ jüiä ^ ausführlich’ behahdelt werden können ; Gen. S i ni m e 1 schlägt- deshalb 
eine' ausführliche Darstell ung- in einer der nächsten Nummern des. „So- 
jeiälistischin: Arztes" vor; ; , : M- FX 



^ ß^er;; und Zeits<hrifteh ;; . v 

o ’ S- v ^ ^ : . (Besprediungen vorbehalten) 


Die Volksgesundfieitj' heraüsgegeben von der Deutschen Arbeits- 
gemeinschaft für: : Tuberkulose-Bekämpfung in der tschechoslowakischen 
v /••'.Republik',, unter': Mitwiricung. der Ges. zur Bekämpfung der Geschlechts- 
".it'rankWtÜ -Prag, : Januar -;1927, . Heft: -9, Februar Heft 10. 

Inhalt erwähnen wir: ,,D i e so z i aj 




^Ausidem- reichhaltigen Inhalt erwähnen; wir :„D re sozi a.I e B e- 
e^ufü« g d e r Oese h I ed h t sk rä ri k h e i t \e n u , von Priv.-Doz. ' Dr; 
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Hügo/H ech t (Prag) ; „D i e B e d e u t u n;g5d erBest 
dem Gebiete der Ä rbei t$:Ky gd-enje"p>yohV^ 

L ö wy; „J ug endf u rs o rge u n d Völ k s g es ün'd 
\Hugo H e 1 1 e r. (Reichenberg). -p: ^Vv’v, *;:. -:y •'■'••/•. 

Im Heft 10 wendet sich u. a. unser Mitglied Th. G ru sch k -ä f Aussig 
in einem Artikel- „Z u r Wo h n u n g. s f r a ge" gegen- v diey sGeiftiOT 
schaden des Miethauses. Gerade in : der Tuierkuloseimekämpfi^^ 

Überlegenheit des Kleinhauses darin, daß> für denv Bewohner; 
das Freie, die Sonne und die bewegte -L'uft^zugäh]#ich£^ 
die ‘Worte des englischen Gesundheitsminisfers: ,;Märi mögq 
werk- und M ; etwohnungen noch so sehr [verbessern* man iri^gfe si^ 

Fahrstühlen, Dachgärten und Dampf Wäschereien ausstatten, die **~-**^ 

werk- und Mietwohnungen würden dennoch V stets ^in vvEluch/J/ 

Es gibt keinen Vergleich zwischen diesen) unnatürlichen; Bedingu^en^^ 
welche die Mietwohner hineingezwungen - ' werden* /r 

zweistöckigen- Kleinhäuserri • in freier Umj^bUng^inSt- "Sori^ „ 

und Gesundheit, deren sich die erfreuen können,- welche vglüdcliäför^ 
in- letzteren- -leben". - ... • '/'.vvk«: Pf 

Der Weckruf, Organ des Arbeiter-Äbstinentenbundes; : m ; /deri.-Uehech^ 
slowak. Republik. Schriftleitung: Teplitz-Schönäu^-vThefesieng^ 

Wohnungsgröße und Hausgröße, „Der Aufbau", / ö ste rr.y Monatshefte 
für Siedlung und. Städtebau, Wien 1926;- :Hef£;X 

Wohnungshygiene, Sonderabdruck aus „Beiträge .zur . Arztlkhen- Foi^r 
hildung", 4. Jahrg. Nr. TO. ^ ‘ • •.. • > 

Diese - beiden . Aufsätze "" ~ 

Aussig, . behandeln den 

Krankheit, und iyölieh beweisen, . *^-r. **#?*&* 

Notwendigkeiten befriedigt. Nur die : priv^alpitalistisdies^ 

Schaft - und die ihrem Interesse angepaßten . ' 

Planungen, hindern diese hygienische Bauweise. .Die Artikel: 
von allen, die Interesse an dem so wichtigen Wohnungsproblem nehmen;/ 
beachtet zu werden. ‘ 




Bliiher : Traktat über Heilkunde. (Verlag : Diederichs, i jeriäi^l 92Ö\jf‘;-.:y ' 

; Die Medizin fällt mit Hippokrat£S;; von- der : Religion; 
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sich mit der Naturwissenschaft, , vor. allem, mit der . Chemie. 
Natürärzte nur, wie der .Pastor Felke oder ;der Biochemiker 
blieben der alten Verbindung .von Heilkunde tind'.; Religion n _ 

Lehre ist Mythos. Im übrigen verfällt die Medizin, -Apparaturen/ ersp^ 
kaum, was die' Fingerspitzen verlieren. : ; Der Hexensabbath'der 1 Heil- 
mittelindustrie, verschüttet das /alte Gehehnwisseh. \f So ?|hpftj^der 7i | 
von heute versagen, weil er dem Sakralen fern ist. Vor allemi/ wepn .dle 
• Krankheit heilig ist. : Das gilt von ' der Neurose. F f e ud als pemäL aner- 
kannt, versucht' ihr 'beizukommen. Aber;; seine , Ti ef e np'sy cbofog i e ;:b| e ibt 
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geht an de m Wesen der / N eürdsfc; 
»f uschtes / SakVamerit", / /.gehemifitej 


nur Terrainschau. Die . Psychoanalyse ' 

vorbei, denn Neurose .bedeutet ,;vem 

Erkenntnis", sie ist „Sendbote des Teufels' im, Sübjekt". ;Freud;/weiß 
nur von ihren Gelegenheiten im TrieÖkpnflikt/ 

Bedeutung. Nur. Sühne auf Grund von Etki 
Psychoanalyse steht am Ende,, schon / : bc^nnt’ . 
germanica, Freud ist kein ; Ne vvton, / es hapert bei ihm. . Versagen muß;: äudi 

;Coue. Er bringt .läryi*'“ 1 '“ 

Aber, der Krankheiten 
Krankheit ist 
heil werden 
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;nid^ : Jblendeh; käumeihen Moment. 


ater sie überzeugen 
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7 ^ Wtewirteir^auf^die mar»^^ bürgerlichen Medizin. 

Kf^kbeii 2 aIs^ Schuld; Heilung ^ls Gnade, werden inzwischen die er- 
sehntek Ausreden' für die 1 bürgerliche Indifferenz, für die Not ' des Volkes 
werden. BIüher wird^Dank fürfdiese ParoIe emten; Er iut so,als merke 
"eir jja^ m /daß ef\^ die Ideologie , liefert, aus der. Geistlosigkeit und 
Stenlitat Jhre“ -Rech zeiht. Träg die: Not 'duner Krankheit, 

Prolet,* ßlüher sagt es Dir i: : ist fätum. Und der Bourgeois kann lachen. 

Wieder einmal befreit ein ; ^großer. Weiser“ ihn von schweren Lasten, 
nimmt “cme^^-tiefe Metaphysik ^ ihm Verantwortung ab, Blühen Es lebe 
jdie : 'Migeriüfe^ ’ ^ . ■ F. Frankel. 




:h; v Dr^rFelix - B o e ri h e i m „Biochemie des Menschen“* 1.— 10. 
Neuer ; Deutscher Verlag,. Berlin*. NW 7. - . 1 


Tausend 
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^ • Von; defv Lehre * S c h ü ß I e r s ausgehend wird zunächst die Biochemie 
lds: ; Behänäii^ därgestfellt*: wobei der Laienbehandlung ein be- 

sonderes ^Kapitel gewdmeL; ist. ; " Der Verfasser, setzt "den Unterschied 
zwischen Schulmedizin und Kiassenmedizin auseinander und weist auf den 
Widersinn hin, : der dä^in liegt, daß marxistisch denken wollende Arbeiter 
die Schulmedizin" ablehnen, statt den Kampf gegen ’die Klassenmedizin auf- 
zunehmen. Es ist sehr leicht, Hypothesen am grünen Tisch aufzustellen, 
schwieriger aber Hypothesen, die die Tatsachen erklären und die Wissen- 
schaft weiterbringen. : In diesem Kapitel wird auch gezeigt, wie unsinnig 
all die mystischen Lehren ^srnd, und daß nur eine Betrachtung der T at- 
sachen im: Sinne ; von. Marx und Lenin einen • Fortschritt ermöglicht, 
pabei' wird durchaus nicht j die heu t i g e Schulmedizin verteidigt, die 
fjijie Kiassenmedizin ist und* als solche erkannt werden muß. 




-f?'~ : :Disr : : ”2. * Teil handelt von der Biochemie als. Wissenschaft und sucht 
dem ' Leser klar zu machen, wie kompliziert die Biochemie ist, die die 
letzten ; Lebenserscheinungen zu deuten versucht. Autoreferat 
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l Machtwllle und Menschenwürde. Briefwechsel mit einer Schweizerin 
flberf das Problem der Geschlechtsliebe.. Herausgegeben von Konrad 
■ F'a'I ;! k : e. %: 1.927i'*' Grell 'Püssli-Verlag, Zürich, Leipzig, Berlin. 559 Seiten. 
Preis 7.20 Mk. ^ .-V- - ■ . * v • ;■ 




v In einer sehr fein gesponnenen Diskussion zwischen dem H.eraus- 
eher, dessen Q ual if ikation wohl an dieser Stelle keiner weiteren Emp- 
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i ; Mittel erörtert, die geeignet wären, die heutige Sexualnot . von Grund 
*: auf- zu beseitigen. Der Briefroman ist mit Recht der geistigen Jugend 
;j ie^dmct Aber ,:auch dem sozialistischen Arztv vermag das anregende 
\ duM: bedeutsame i Dienste zu - leisten. M. Kan tor owicz. , 
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Was lehrt die Freigabe der. Abtreibung in Sowjet-Rußland? Heft II. 


-Von . Dri; med; A. B. G e ri ri s> Moskau. 
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ist. durclr soziale F ürsorgem a ßn ah m en ; der .Geburtenüberschuß über den 
' - Vorkriegsstand ‘erhöht worden i Trotz der F reigäbe des Aborts werden 
.■ in deh Provinzstädten noch 32o/o,- auf dem Lande noch 46 o/o der Aborte 
f ^nicht 0 ärztlich rj ; . . . : ; ‘ ' 

C;)Ä^EHe; Aborte auf dem" Lände werden ; bei Müttern von drei und 

; rhehr. Kindern yorgenommen, in der Städt meist schon nach dem ersten 
/, v Kiride.j ; im -.Gegehsatz. zur Vorkriegszeit, v in. der die meisten Kinder aus- 
^ geh a agen ; „ wurden^. : ist - die / Säuglingssterblichkeit von der erschreckenden 
^äalii&iiÄC ■■ .. . Franz i Rosenjthal. 






S. Drucker? Der Sinn der sozialistischen Abstinenzbewegunge 
■ Das gut geschriebene Büchrein richtet sich ? yotr allemffän-die-TH 
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in der sozialistischen Bewegung, also auch *än die rsozialistischen ^Ai^e; ; 
Es mahnt, sich nicht mit dem 
trösten; sondern durch vorbildliches 


und so den Aufstieg der Arbeiterklasse- zu fördern. 


FranzRosenthal. 



Die Sanitatswarte (Zeitschrift für das ..Personal ; in Kranken 
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Pflegeanstalten). XXVII. Jahrg. . Nr. 4. 
Die Zeitschrift orientiert laufend 


Berlin'S0 33. 
die soziale v Lage 


Heiß 




vorlie 
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enden. Heft schreibt- 

sychologie d ts 


Dienstverhältnisse des Heilpersonals. In dem 
unser Mitglied H. Salomon -Luckenwalde: 

Krankenpflege p .er s o n a 1 s.“ 

Die Neue Generation. Herausg. von Dr. H eie ne S t ö c k e r, Berlin* 
Nikolassee. - A l -: v . - '? 

Diese wertvolle Monatsschrift, die wir erst kürzlich, ausführlicher ge- 
würdigt haben, bringt in dem Februar-Heft 1927 u.a.Beiträge von un- 
seren Mitgliedern kalter Riese: ^,Über das heutige Sexualideal d6s 
Mannes“ und M a x H o d an n : „Die ‘ Sexualfrage bei den AHerän-v; 

wachsenden“. * • ' \ ' - 

Der Kassenarzt Organ des Berl. Kassenärzte Vereins. Berlin S v , 14. 
4. Jahrg., Nr. 6. Aus demlnhalt heben wirhervorrD ieBe deutu ng 
der G e s u n d e n u n t e r s: u c h u u g e n f ü rdie.Soz i a^Ly^e r s i Crh'.er 
r u n g T von Dr. K. K a u t s k y - W i e n „und -einen Beitragi ii^ RfozÄ 
Geburtenrückgang in Berlin“. .J ' : ' :A A 

4. Jahrg. Nr. 8, behandelt in einem Aufsatz „den Fall Kplomak uhd 
das neue Gesetz gegen die , Geschlechtskrankheiten“;;:;^^^^ 


■ : :tWy0ß 
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Prof. Dr. Martin FaSbender: Des Wirtschaftsbündes Wesen 

Eigenart , u •; ‘ "0 ‘ 

Vortrag in der Sitzung der dem WirtschaftsbimdAangesChtossetieri 
Hannoverschen Wohlfahrtsanstalten i. Hannover, ; 2p.' ; . Mai 14926. 

Verlag: SelbstverL d. Verf., Druck r Germania A.-G.,; 

Der als Zentrumsparlamentarier bekannte Arzt,A der. lei chzfeitij 


sitzender der Abteilung für Nähr ungsmittelwesen im : 
für Krankenhaus we sen 
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en im Preuß. Q/U tajch4.e^ ; -: 
und ; Vorsitzender; des Auf^A 
i'-sen “Mitarbeitern über 'diese.' 


ausschuß _ BL _ 

sichtsrats des „Wi-bu“ ist, spricht hier vor dessen Mitarbeitern Über diese; 
wesentl ch von ihm _ mitbegründete „eingetragene r -Genpssenschaftf^ AditjT 5 
trotz ihres juristischen Charakters als.l‘; Enyerbs-vqn'd - pirt^af^tfl^n^. 
schaff, nach Absicht des " Vorsitzenden nur einen gemeihnützigen; . 
bzw. Wohlfahrtszweck * verfolgen soll ; .und . . zwar-: Kranken-j' Siechen-, . 
Waisenhäuser u. - dgk '-mit möglichst verbilligtem typisierten ^tindard?^> 
Artikeln“ (Wohn«, und Küchenemrichtungen und Geräten, ^ med.; AppäratoJ 
usw.) zu - versorgen, .. vor allem aber mit ; vollwertigen ' ; N a h r üii g s-: 
mittein, sowohl, im Sinne . des; Kalorien-, wie; deS' yitamin A;und 
Mineralsalzgehalts. — Im Vortrag kommen; neben der Behar ^.urigAdef - 
speziellen Aufgaben des „Wi-bu“, die zAT. — wie Beseitigung^ gewisser 
Mißstände im ' Nahrüngsmittelhandel und A Gewerbe'fA durch 
Zusammenarbeit mit der Industrie — reichliche utopisch: :; si^i^hlrei&^ 
gerade für uns als Ärzte und Sozialisten' s e itla ng em^-besondclrs' c ' 

V urms kl^ssisch gewordehe .s 
Sprache; Es weidM;-te 
Landtag, sowie die RegieruhgsähtwoM 

■Präsidenten der staatlichen Nahrr ngsmittel untersuchungsahstälL |R*of^^ 
Juckenack, über moderne. Ernähi^gÄif Kenntnisse ; ; UridAi^ 
nahmen ausreicliend ; ausführlich referiert ' U^ a. 
zeichnend für die kapitalistische ‘ " - - 


X.-^Ä.a'W 


i.UCif ' 

f, : • m 
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nicht getagt () 9 f> seine - ; ^Angabe* v ^^,es ^bestehe augenblicklich (== ,• 1026): .eine 
erhebliche. Ü b e r pro d ? u k t ixj ri' : an - M i-1 c h“ i~ soll -natürlich heißen: 

'■ r -<• ....■■■■■. •• .• .... »V:_ ,--«■ t- • - ■ I -»- L J. A_ _ 11 _ _ ■ 1 -1_ •_ 
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Unterkonsumtion !* gegenüber : dem; Bedarf. — J.). -Der, trotz aller klein- * 
bjürgerlichen Reformideologie, -in vielen Sachangaben wertvolle Vortrag. sollte 
von fallen- sozial- 'lind /sozialistisch gesinnten Ärzten, Kommunalnofitikern 
u. a. m. / mit gebührender Auf merk sä mkeit gelesen werden. Das 
um Vsö meto, als die darin ' aufgezeigten Bestrebungen zur „Rati.on.a-.- 
1 is i e r u-ag'* (Typisierung, Standardisierung) -besonders der Lebens- 
mittelversorgung^ pif^ trotz aller „besten Absichten“ 

des Verfassers, nur allzu leicht — ; unter dem wohlbekannten „sanften 
Druck“ der. Großindustrie — in wissenschäftlich-aütorisierten und deshalb 
um so nachhaltigeren Nachteir .für:.die , } befürsorgte“ Bevölkerung um- 
zuschlagen drohen werden ! -" 7 * - Dr. Juß. 
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. , „Jeden Tag ; 5 Töte 
deutschen 'Bergbau; 


Verletzte!“ Die Rationalisierung im 






Zwei': Reden von, S o |b o 1 1 k a, gehalten am 13. Dezember 1926 




7im-; : preußischen ::Lahdtäg;^ f' Vereinigung; Internat: Verlagsanstalten, ; Berlin 
SW 61,; 1Q27, .Preis. —, 30 Mk.)/ /Sbbottka, selbst im - Hauptberuf Berg- 
arbeiter Fachmann qualifiziert, gibt irr der kleinen, nur 24 Seiten 

zählenden Broschüre gleichwohl ein eindringliches, * mit gutem ! Zahlen- 
material erhärtetes Bild der grauenvvollen Auswirkung der „Rationali- 
sierung“ im deutschen ~ Bergbau, ; insbesondere ; auch von' seiten der 
Lebens- und Gesundheitsbedrohung und Schädigung. U n,e nt b eh r I ich 
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nicht %hur 
j'ede h s< 


jeden^ewerbearzt 
itisch Interessierten. 


digung. ... . .. 

Sozialhygieniker, sondern für 

- ' “\ - ■ . Dr. med;. M. ' ... 
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Reichsriotgemelnschaft Sachsen. Die Stellungnahme der sozialistischen 
Arzte zur . freien Arztwahl^ Kurpfuschereibekämpfung, zur Notlage der 
jungen .* Ärzte, finden : Sie in unserer Zeitschrift; dessen ständige Lektüre 
wir Ihnen empfehlen ? > V.- '■ ; , 

MaxImiZetkJn; ;Eine Studie über sozialhygienische Probleme in Sowjet- 
Rußland ist uns für den Abdruck im „Soz. Arzt“ sehr willkommen. 


^ :7( und .Oberbayern haben : „wir auf ~ seinen Wunsch die noch verfügbaren 
'|p;7:7 :Hcffä;;-iür - die' Bibliothek übersandt. Die folg., Nummern gehen ihm' 

v , weitet zu. V . ?;£. *: ' '' ‘ v:' / 

feg: -7 / ‘7 , Stadtarzt ^itry-sur-Säine. Wir begrüßen die jetzt endlich aufgenomme- 
W7® e ziehungen zu unseren französischen Kollegen uiid Genossen. Ihre 

Ifeiiiem:! jajire in vdieser- Kommune' leisten, 
^^7-7^ ■ -^7 "-ii'ä t ;u ns. se h r' interessiert. Ein Originalbeitrag über , die •„Verb'earatung“ 
S7Ö 7 ; ^ 7iCes m6dicins francais et la' F on ction al i s ätion de- la medicine)" ist uns 

77. < - 
S'!rihM klfeukirc K TCr ^-^£irzKbir £Ee>. -’ :i M-it dem Problem' des .8.218 befaßt 


Feüchtw., München. Dem zahnärztlichen Bezirksvereiii für München 
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/T;: '/ Sr. 


;7' 7S-hül^ Problem des . §.218 b 

sich faät die ganze: Nümm}er : 4 des L^ Jahrg^ unserer Zeitschrift, die aber. 

^ nith<>7ii ifPrn'i'iWon icl ' Zur Ffo/vo rloV ' v Cio.vn «illsoro+iiiifT^ ■ fjlj'dgn Sie* JVIS— 


nähezu. vergrif fen ist. Zur F rage der :„Sexualberatung 




terial in7der:Vorl.“ Nummer, .ylm ütoi^en eitipfehlen wir Ihnen die „Neue 
Generation< f vdn y Dri vHelene; Stdckeir. ; 7 ■ 7 ‘V; .Ä./Vv " .7- ., 

:7;JWL 7;fc^ESas? Büro zum Studium des Faschismus ist in Berlin SW, 

‘.'iD , ■ ' 1 tlt' m. . .i-.t.' r± • tj :i? : • “i • ■ _■ *• 


bura zum. Studium-, des Faschismus ist in Berlin. SW, 
^^77/7 : Sein .Aufruf gejgen^ ^die .Gewalt^rrsckä in Italien ist von 

77 v ;' p ^7 < ®49^r- ; ^rG^eiv'7.Za von Arzten des In- und Auslandes, auch voir vielen 
Nv : 7 ^ Mitgliedern des V.S.Ä. unterzeichnet worden. ^ "■ v 77i ■■■-'%•: ■ 

J'Vßiirf '7ä'axi'k:e n : '^hhen7 % f w. • Ihr7regesVtot£resse:;an:;der 
[in-^SÄchs'env.J VDNe’iS Anfang ;;in iLeipzig- ist gemacht, - 
■■ -■>;* w^^fere- ^Gi^pp h'Qf ^ijbaldv j: f Qlgreii „• ’ . •• :7 ■ . s;. „ ■; .v7- 
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Max L.-S. Ihr Artikel über ,^nfaHt und- Kriegsneurösen'V 
eine Reihe von, inter essanten Diskü^ müssen wir wejrftfel^ 

ßüflTTimotin'pTc lAir?or fitr J'MSnWrta ^ XTlimmia«»- •*»<«*••< x1»j»4a1 1 am «5 r. r •. ' M 'i' h SSfflo 


Raummangels leider f ur die ßächste \i : Ntmmer : w.:.:- 

Martha R. W. Eine : ga^e'^JJeihe^;^^ 

Ufl-n <TOr? IWi PT Qrft ’ aV "'f D A „ J lli- i '■ :r .'.•*• tfrt-iJ/iJ 


rnm 


bringen kürzere, oder I%jrere^> : ^ Arzt“. ' 

erwähnen besonders die- . : T e j nziorer Afottnsyei f itner f < i inHv: (^hip«n J +* t» r ~ V » W *^SSH&R5 


tim Zusendung 1 :- v^JB&ej^dm^larcitf ;£ ' , V& 

V Chemnitz undLeipzig.- Unser Vorstands L. Turaaiu^ 

wird im Laufe des März .an ^ einem Sonn tag mS^heiden Städten zu den* 
sozialistischen Kollegen sprechen. VW VVV 


Käthe G., Berlin. Über den „Achtstundentag, eine gesundheitliche 
örderung“ hat unser Genosse Dr. J. Zadek im lahre 190ö im Vorwärts-; 


Förderung“ hat unser Genosse Dr. J. Zadek im Jahre 190ö im Vorwärts-; 
Verlag in der Heftreihe der Arbeiter-Gesundheitsbibliothek eine Broschüre;' 
herausgegeben, die sehr aktuelles Interesse hat. v V ■ ,;’:;V ' 
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Die größte Reportage der letzten Jahre 

Larissa Seißner / Oktober 

Äusgewählte Schriften 


Preis in Ganzleinen gebunden M.6,50, In Ganzleder M. 11,- 


Ignaz Wrobel schreibt in der „Weltbühne“ u. a.L 

„Larissa Reißn er: Du bist für Rußland zu früh gestorben. 
So eine wie Dich haben wir nie gehabt. Eine, die liebt 
und haßt und in dem Papierkram das sieht, was er wirk* 
lieh ist: Handwerkszeug. Wir grüßen Dich, Larissa Reißner» 
Du bist, eine Erfüllung, gewesen, und eine Sehnsucht. Die 
Sehnsucht nach einem, der den Garten Gottes bis zu den 
Mistbeeten herunter durchwandert, scharf . abmalt, die 
Gemälde voller Liebe aufhängt oder den Betradifern um 
die Ohren schlägt. Einer, der Bescheid weiß und nicht 
damit prahlt. Einer, der aus seinem Wissen eine Waffe 
macht für uns und für die Millionen Stummer, deren Stim- 
men nicht gehört werden. Ein Landsknecht des Geistes** 


Berlin NW 




u: 

.... . »U 






VJÖ 

et 


m 


m 


sS3 


m 

jjM 


u 







